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Hoyerswerda 
Der Name der S~dt in Sachsen ist seit Mitte September zum Begriff geworden. Hoyerswerda, für viele Menschen ohne "deutsche" 
Staatsangehörigkeit ein Begriff, der es mühelos mit Verniedlichungen wie "Reichskristallnacht" aufnehmen kann. 
Hoyerswerda: Eine Chronik samt Stadtführung ••• 
(T ATblatt-Wien) 

Der 17.September könnte ein Tag sein, 
der in die Geschichte eingeht. An diesem 
Tag zogen erstmals mehrere Hundert 

Hoyerswerda ... 

.. .ist eine Kleinstadt mit 70000 Einwoh-
"Deutsche" organisiert vor ein Wohnheim nerlnnen in der Nähe von Cottbus in der 
für Menschen aus Mozambique und Viet­
nam, um die BewohnerInnen zu vertreiben. 

Überfalle und Angriffe mit Steinen, 
Leuchtspurmunition oder Mollis hatte es 
auch schon zuvor gegeben. Die 
Zeitschrift "Blick nach Rechts" 
zählte zwischen Ende Februar bis 
Mitte August 1991 an die 40 gut 
dokumentierte Angriffe auf, 
Menschen ohne deutsche Staats­
angehörigkeit. Und auch organi­
sierte Aktionen hatte es schon 
vor Hoyerswerda gegeben (siehe 
z.B. in dieser Ausgabe den Be­
richt über Herrn Polacek, der uns 
demnächst mit seiner Anwesen­
heit beglücken möchte). Aber 

, noch selten konnten Angriffe auf 
"Ausländerln:nen" unter derarti-"" :~~<j:."< 
ger Beteiligung und mit derarti- c, -

ger Unterstützung der "Bevölke-
rung" durchgeführt werden. 

Erst am dritten Tag der allgemeinen 
Menschenhatz schreitet die Polizei ein und 
postiert eine Hundertschaft vordem Wohn­
heim in der Albert Schweitzer Straße. 

Lehre der abendlichen Straßenschlacht: 
In der Albert Schweitzer Straße geht nichts 
mehr. Die AngreiferInnen müssen sich ein 
neues Ziel suchen! Die Angriffe verlagern 
sich in die Thomas Müntzer Straße. Dort 
steht ein Wohnheim für Asylsuchende. 

Auch dort haben die Menschen bereits 
rassistische Angriffe erlebt, aber niemals in 
der Intensität, die sie zwischen Freitag, dem 
20.9. und ihrer "Evakuierung" am 24.9. aus­
halten mußten. 

ehemaligen DDR. Hoyerswerda ist eine 
"Kunststadt", die in mehreren Zuwande­
rungsschüben von einem Dorf in eine Stadt 
mit 75% Beton-NI:ouluaLl".<OUII.llll;I:oll 

delt wurde. Die Stadt wurde als Arbeiter-
schlafsteIle für die im nahen Braunkohleab­
bau Beschäftigten geplant, d.h., daß fast 
70% der in Hoyerswerda wohnenden Men­
schen direkt, der ,Rest indirekt vom Braun­
kohleabbau leben. Wer jetzt ein Requiem 
von Beton, Tristesse und "sozialer Ver­
wahrlosung" erwartet, irrt: Braunkohle ist 
zur Zeit die einzige Möglichkeit der soge­
nannten fünf neuen Bundesländer, zu rela­
tiv billiger Energie zu kommen. Ex-DDR­
Braunkohle ist Exportschlager und Lieb­
lingsbrennstoff der Ex-DDR-Bürgerlnnen 
zugleich. Absatzschwierigkeiten gibt es kei­
ne (sehrwohl jedoch Umweltvergiftung 
durch die stark Schwefelhaltige Braunkoh­
le)! 

Die Arbeitslosigkeit im 
Raum Hoyerswerda beträgt 
nur etwa ein Viertel des DDR­
Schnitts, nämlich unter 7%. 
Und obwohl in den nächsten 
Monaten etwa 5000 Arbeiter 
des Kohlewerks entlassen wer­
den sollen, brauchen sich die 
Menschen von Hoyerswerda 
nicht vor ArbeitSlosigkeit 
fürchten: Die Entlassungen be­
treffen in erster Linie Arbeiter 
aus Vietnam und Mozambique 
wie eben jene, die in der Albert 
Schweitzer Straße angegriffen 
wurden. 

Die Arbeiter ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit müssen al­
lesamt die Stadt bis Anfang De­
zember verlassen. Die so frei 
werdenden Arbeitsplätze und 

Wohnungen sollen dann mit deutschen 
Herrenmenschen aufgefüllt werden, denn 
Wohnungsnot, die ist in Hoyerswerda sehr- / 
wohl ein Problem, seitdem die Mieten sich 
nach der "Wiedervereinigung" etwa ver­
zwölffacht haben. 

Als Tatsache ••••• 

... muß wohl zur Kenntnis 
genommen werden, daß die 
rassistischen Überfälle zwar 
vielleicht von 50 Skins aus 
Cottbus initiert worden sein 
mögen, daß sie aber bei den 
NachbarInnen des Flüchtlings­
heims auf begeisterte Zustim­
mung trafen. Letztendlich 
wirkt Hoyerswerda, der Auf­
takt zu einer irren Verschlech­
terung der Lebensbedingun-

, gen von Menschen ohne deut­
sche Staatsangehörigkeit, wie 
eine inszenierte Sache. Nichts 
ergibt Sinn, außer in der Poli­
tik ..... 

"Asyldebatte" 

In der BRD wird gerade eine "Auslän­
derInnendebatte" ähnlich der österreichi­
schen geführt. Die Ereignisse von Hoyers­
werda haben Druck gemacht, vor allem auf 
jene, die eine Verschärfung des Asylrechts 
nicht zulassen wollten oder konnten, ohne 
ihr Gesicht zu verlieren. Hoyerswerda hat 
zu einer schnellen Lösung der "Asylfrage" 
geführt. Flüchtlinge sollen in Zukunft in 6 
Wochen abgefertigt und nach Hause ge­
schickt werden. 

Besondere Loorbeeren haben' sich in 
diesem Zusammenhang die deutschen 
Grünen verdient. Als letzte irgendwo rele-, 
vante Bundestags-Partei (die PDS zählt eh 
nicht) gab sie ihren sanften Widerstand ge­
gen rassistische "Ausländerbregrenzung" 
auf und machte von sich aus Vorschläge für 
ein "Einwanderungsgesetz" . 

Mittels Punktesystem wollten die Grü­
nen "objektiv" ermitteln lassen, ob einE 
"Asylwerberln" oder ein "Wirtschafts­
flüchtling" (die Worte sind direkt aus den 
Aussendungen der Grünen entnommen) in 
der BRD bleiben darf oder nicht. Aus­
schlaggebend sollen WOhnungs- und Ar­
beitsmarkt in der BRD sowie Ausbildung, 
Deutschkenntnisse oder politische Verfol­
gung der oder des Asylwerberin/s in der 
"Heimat" sein. Ein Zusatzantrag ver­
schreckter Linksgrüner, wonach es trotz 
Punktesystem zu keiner Beschränkung des 
Aufenthaltrechts für AusländerInnen kom­
men darf, wurde mit großer Mehrheit abge­
lehnt. 
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Asylpolitik 
. hO Wie und unter welchen Umständen AsylantInnen in scheiß Großdeutschland (und SIC er 

nicht nur dort) leben müssen, zeigen folgende Punkte, die von verschiedenen Menschen 
zusammengestellt wurden nachdem sie AsylantInnen in "deren. Heim" in Gerstun­
geD/DDR besuchten. 

o 
(direkte aktion) 

1. Die ärtzliche Betreuung .ist unzurei­
chend. Artzbesuche sind nur sehr selten 
und die Behandlung der PatientInnen er­
folgt sehr oberflächlich, mit kleinstmögli­
chem Zeitaufwand. Oft müssen die Er­
krankten mehrere Tage auf den' Arzt war­
ten. 

2. Die Benutzung des Telefons im Heim 
ist für Privatgespräche der AsylwerberIn-
nen ausgeschlossen. . 

3. Freizeitmöglichkeiten für Kinder und 
Erwachsene stehen nicht zur Verfügung. Es 
gibt keinen Kinderspielplatz und auch keine 
Einrichtungen, um selbstständig etwas fer­
tigen zu können (Werkstätten etc.) oder 
Sport zu treiben. 

4. Die BewohnerInnen erhalten DM 255 
Mark pro Monat für ihren Lebensunterhalt, 
während der Satz für AsylwerberInnen in 
den alten Bundesländern bei 450 Mark pro 
Monat liegt. Die Lebenshaltungskosten 
sind weitestgehend gleich. 

. 5. Es gibt keine kontinuierliche soziale 
Betreuung. Hilfestellung bei der Bearbei­
tung von behördlichen Anträgen und bei 
der Verständigung findet nicht statt, außer­
dem sind die Zuständigen Behörden 15 km 
entfernt. Die Fahrtkosten müssen selbst ge-

tragen werden. 
6. Es bestehen keine Fortbildungsmög­

lichkeiten. Sprachkurse werden nicht ange­
boten. Die Kinder haben keine Möglichkeit 
zur schulischen Weiterbildung. 

7. Die Ungewißheit über den Stand der 
laufenden Asylverfahren erzeugt großen 
psychischen Druck. 

8. Die hygienischen Zustände sind unzu­
mutbar und die ZimmerverteiIung men­
schenverachtend. Die Duschen, die zur 
Hälfte defekt sind, können am Tag nur 
zweimal benutzt werden (9.00h bis 10.30h 
und 17.00h bis 19.00h), wobei eine Heiß­
wasserversorgung lediglich für die ersten 5 
Minuten (ler jeweiligen Perioden ausreicht. 
Für 150 Männer, Frauen und Kinder gibt es 
zwei Toilettenräume mit einmal 4 und ein­
mal 2 Toiletten, die, gemischt benutzt wer­
den müssen. 

9. Auf durchschnittlich 12 Quadratme­
tern leben 3 bis 4 Personen, wobei Beklei­
dung, Bettwäsche und Lebensmittel jeweils 
in einem Minischrank untergebracht wer­
den müssen . 

10. Von den zwei vorhandenen- Gebäu­
den ist nur eines mit einer Küche ausgestat­
tet. Das hat für einen Großteil der Bewoh­
nerInnen lange Laufwege zur Folge. 

Redebeitrag eines Angolaners, der aus Hoyerswerda 
vertrieben wurde, auf der Demo am 29.9.91 

(interim) . . . 
Vier Monate haben wir in eurem Ort gewohnt, hier in Hoyerswerda, und wir haben hier 

keine Freundlichkeit vorgefunden. Wir wurden hier mißhandelt, das sage ich. Ihr habt U1~s 
nicht in die Diskos reingelassen, auc;h die Kaufhäuser habt ihr unsnicht betreten lassen. Wir 
wurden hier immer verfolgt, provoziert, und einige von uns wurden zusammengeschlagen 
und ausgeraubt. 

Wir haben mitbekommen, daß es den anderen hier ebenso erging, wir kamen aus vielen 
verschiedenen Ländern, aus Angola, aus Vietnam. Und einer der Vietnamesen wurde 
brutal überfallen. Wir haben gehört, daß dieser Vietnamese an seinen Verletztungen 
gestorben ist. Der Grund für all das liegt an der Einstellung vieler Leute in Hoyerswerda: 
Und mit dieser Einstellung werdet ihr nicht weiterkommen. 

Wir hoffen wirklich, daß ihr eure Einstellung ändert, und ihr solltet dann ein deutliches 
Zeichen setzen, wenn ihr umgedacht habt. Ganz Hoyerswerda soll mitbekom~en" wen~ ihr 
bereit seid umzudenken. Wir meinen nämlich, daß es noch immer so etwas gibt Wie Wurde 
und ein Wissen darüber, wie mensch in einer Gesellschaft zusammenlebt. Wir denken, daß 
euer Volk eigentlich Erfahrung ~i1 müßte im menschlichen Umgang miteinander, und 
daß ihr das hinkriegen müßt. 

---------Ich weiß nicm, wie ihr das Problem lösen wollt, daß ihr diese Hatz auf uns gemacht habt. 
Ich weiß nicht, ob ihr Spaß daran hattet uns Flüchtlinge hier zu attackieren. Ich hoffe nur, 
daß sich eure Einstellung ändert. 
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Offener Brief an meine 
MitbürgerInnen ! 

Betrifft: Überfall auf Asyl­
antInnenheim in ~urzen 

bei Leipzig 

(Medienzentrum) 
Bitte entschuldigen Sie,daß ich aus 

Furcht vor Racheakten meinen Na- . 
men verschweige. Ich bin der Vater 
einer der Jugendlichen, die in der 
Nacht zum 24. August 1991 das Asyl­
antInnenheim in Wurzen bei Leipzig 
überfallen haben. Die deutsche Presse 
spricht von '''Neonazis'' oder "sozialem 
Neid". Die Wahrheit sieht ganz anders 
aus. 

Anfang August erschien ein Wessi 
in einem roten Porsche bei uns im Ort, 
undbot denJugendl~chen ein rosa Pul­
ver mit dem Namen "Kreck" 
(Anm.Tip.: gemeint ist wohl Crack) an. 
Acht Jugendliche wurden seine. Opfer, 
darunter auch mein arbeitsloser Sohn. 
Das Heupferd wurde abhä,ngig! De~ 
Fremde schrieb den Jugendhchen zweI 
Zettel in Rumänisch und Arabisch und 
trug ihnen auf; diesen Zettel den As~I­
antlnnen vorzulegen. Das taten sIe 

. auch, und jeder von ihnen - auch die 
Kinder - zahlten ein "Schutzgeld" von 
50 Mark. 

Dann kam der Tag, an dem die Asyl­
antInnen nicht mehr zahlen wollten. 
Dreißig Jugendliche bewaffneten sich 
und rotteten sich zusammen. Sie woll­
ten den Asylantlnnen "eine Lehre er­
teilen". Unsere ausländischen Mitbür­
gerInnen suchten das Weite. Der 
Rauschgifthändler hatte ganz gut an 
unseren Steuergeldern verdient: Etwa 
3000 Mark wanderten in seine Tasche! 

Mein Sohn, mein einziges Kind, hat-
. te zuvor einen Rumänen mit dem Mes­

ser verletzt! Nie zuvor hatte es sowas in 
unserer Familie gegeben. Ich machte 
ihm heftige Vorwürfe deswegen. Mein 
Sohn konnte mit seiner Schuld nicht 
mehr leben und erhängte sich in unse­
rem Haus. Ich habe das Haus verkauft 
'und bin zu Verwandten in das Ruhrge­
biet gezogen. 

Bevor wir demnächst in deutscher 
Überheblichkeit mit dem Finger auf 
die "rauschgifthandelnden Wirt­
schaftsflüchtlinge" zeigen, laßt uns 
erstmal vor der eigenen Türe kehren! 

In deutscher Scham ein trauernder 
Vater. 
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NEONAZI DEMONSTRATION 
IN.GRAZ 

(Tb Wien) 
Die beiden österreichischen ~ Neonazi 

Granden Gerd Honsik (HAL1) und Gott­
fried Küssel (V APO) riefen am 5. Oktober 
zu einer Demonstration gegen die Inhaftie-

rung ihres Kameraden Franz RadI im Gra-
zer Landesgericht auf. ' 

Franz RadI wurde verhaftet als er Hug-

blätter mit nationalsozialistischen Inhalten 
in Graz verteilte und in U-Haft gesteckt. 
Der Plan, ihn in pychatrische Behandlung 
zu überstellen, wurde vom Staatsanwalt 
wieder fallen gelassen. Franz RadIs Name 

tauchte immer wieder im Impressum von 
gaskammerleugnenden und aUSländerIn­
nenfeindlichen Schriftwerken (z.B. in der an 

Faschisten greifen Rosa Lila Villa und Bei­
sel "KUKU" an!! 

(einige Antifas) 

Am Samstag (28.9.) griffen etwa 15 Faschisten, welche mensch der Hooliganszene 
,zurechnen kann, gegen 23.30 mit Leuchtspur und Prügeln zuerst die Villa (ein wichtiges' 
Zentrum für schwule Männer und lesbische Frauen in Wien) und später das KUKU (ein 
linksalternatives Konsumbeisel) an. BeideLokale liegen dicht nebeneinander auf der linken 
Wienzeile. 

Zuerst kam die Villa an die Reihe. Die Faschisten schlugen vor der Villa eine Frau nieder, 
die sich zufällig auf dem Gehweg befand. Dann schlugen sich noch eine Autoscheibe ein 
und schossen mit Leuchtspur in Richtung KUKU. Dann stürmten sie los um das KUKU 
zu stürmen, fanden dort aber eine versperrte Tür und dahinter einige entschlossene Antifas 
vor. pjs die Leute dann aus dem KUKU rausstürmten, hauten die Hooligans sofort ab. 
Dafür kam die Polizei und bezog mit einem Streifenwagen Stellung vor der Villa, und nahm 
den "Sachverhalt" auf. Die weitere Nacht verlief ruhig. 

Warum jetzt auch die Villa und das KUKU?? Diese Frage kann mensch fast leicht 
beantworten. Denn das Ganze fing am Samstag (14.9.) an, als etwa 20 Rools ins KUKU 
kamen und "das Gespräch mit den linken BeiselbesucherInnen suchten um Meinungen 
auszutauschen"~Sie wurden aber von einigen BesucherInnen und dem Bardienst rausge­
worfen, doch einige Leute ließen sich doch auf ein "Gepräch;' ein und gingen mit den Hools 
auf die Straße. Am Freitag (27.9.) J5;:amen sie wieder, und wieder ließen sich einige Besuche­
rInnen auf "den Meinungsaustausch" ein. Doch gab es auch einige andere Gäste die es nicht 
dulden konnten, daß sich Faschisten in "ihrem" Lokal aufhalten und sogar bedient werden. 
So warfen einige antifascpistische BesucherInnen die Hools energisch raus. Denn sie wollten 
nicht mit ihnen an einem Tag reden und am nächsten Tag vielleicht selbst von ihnen 
verprügelt werden. 

einigen Wiener Schulen verteilten faschisti­
schen SchülerInnenzeitung GÄCK) auf. Er 
war auch ein Spitzenkandidat der von der 
Nationalratswahlbehörde nicht zugelasse­
nen Liste "Nein zur Ausländerflut", deren 

Aufkleber mensch immer wieder in 
Wien runterreißen muß. Die Grazer 
Behörden verboten zwar die Demo­
stration, trotzdem versammelten sich 
rund 60 Neonazis älteren und jünge­
ren Semesters vor dem Grazer Lan­
desgericht. Sie kamen aus ganz 
Österreich, so fuhr auch ein Bus von 
Wien nach Graz. Die Neonazis for­
derten die sofortige Freilassung 
Franz RadIs und trugen ein Transpa­
rent mit der Aufschrift "Ausländer 
raus" mit sich. Als Honsik zu spre­
chen beginnen wollte, griff die bis da­
hin ruhige PoliZei ein, dabei wurde ein 
Polizist verletzt, und einer der Neo­
nazis verhaftet. Gegen die beidenOr­
ganisatoren Küssel und Honsik wur­
de Anzeige erstattet danach wurden 
sie in ihre Busse zurück verfrachtet. 

Aktionen von AntifaschistInnen sind uns 
nicht bekannt. 

Flex 

(TATblatt Wien) 
Der Eigentümer des Hauses in der 

Arndtstraße, in welchem sich das Hex 
befindet, hat nach den Berichten in den 
bÜrgerlichen Medien (siehe Tb -43) 
nicht nur die Hausfassade übermalen 
lassen sondern auch die fristlose Kün­
digung für,den Nutzungsvertrag ausge­
sprochen. Die Kündigung ist aber noch 
nicht rechtlich durch, falls sie doch ein­
mal durchgehen sollte, werden die Be­
treiberInnen ein Verfahren einleiten, 
welc}les sehr 11bnge dauern könnte. Das 
Fascholokal ist seit einigen Wochen ge­
schlossen und Faschoskins treiben sich 
auch nicht mehr in der Gegend herul11. 

Einige Zeilen aus einer Aussendung 
der Felx-Crew: 

Was immer mit dem Hex passieren 
wird. unsere Bemühungen gehen seit 
längerer Zeit dahin, ein geeigneteres 
Objekt für unsere Aktivitäten zu fin­
den. Ein Objekt, das mehr Raum für 
sau bere Klos und unabhängige Initiati­
ven bietet, und das unseren Vorstellun­
gen von einer funktioniefei'iilenSQb­
kultur entspricht. Wir werden es fin­
den. Es gibt kein Entkommen .• 



.. 
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Der österreichische Faschist earl Polacek wird Anfang November 
··wieder nach Österreich Kommen !!! . 

Der aus Österreich stammende ehema­
lige Scbiffselektriker und "Kreisvorsitzen­
der" der F AP wurde vom niedersäcbsischen 

· Innenminister aus Deutschland ausgewie­
sen. Er muß das Land bis Anfang Novem-

· ber verlassen. Der Hauptgrund dafür ist der 
Mord an ALEXANDER SELCHOW, der 
in der Silvesternacht 90/91 in Göttingen von 

· Naziskins ausPolaceks Umfeld begangen 
• wurde. Alexander wurde von ihnen durch 
mehr als 10 Messerstiche und Fußtritte re­
gelrecht "abgeschlachtet." Die Mörder 
stammen aus Polaceks Schutzstaffel, Mit­
glieder dieser Schutzstaffel durften für 1400 
Schillinge pro Monat Polacek bewachen . 
und die "Drecksarbeit" durchführen. Die­
ser Mord steht am Ende einer Kette von 

.. faschistischen Terroraktionen die von Pola­
'. ceks Haus, einem Zentrum der fascbisti­
;schen F AP in Göttingen ausgingen. 
· So wurden in seinem Haus Bomben ge­
bastelt und Angriffe ("Jagten") auf Antifa­
schistInnen und Migrantlnnen geplant. Bei 
solch einer Schlägerei verletztePolacek eine 

Antifaschistin mit einer Axt schwer. Und im 
Verlauf einer Demo in Göttingen Begen 

Karl Polacek 

den offenen faschistischen Terror Polaceks 
wurde die Antifaschistin CONNY WESS­
MANN von Polizisten vor ein Auto getrie­
ben und starb sofort. 

Die FAP (Freiheitliche Arbeiter Partei) 

ist die größte militante fasch~tische Partei 
Deutschlands. Ihr an den Folgen der Imun­
schwäche AIDS verstorbener· Führer Mi­
chael Kühnen trat offen für die Legalisie­
rung der NSDAP ein, und bekannte sich zu 
militanten Rassenhaß. Der Wiener Gott­
fried Küssel (Führer der österreicbischen 
V APO - Volkstreue außerparlamentari­
sche Opposition) übernahm nach seinem 
Tod eine der Schlüsselpositionen der FAP 
und deren faschistischer "Unterparteien", 
und ist (bzw. war- da seit einigen Wochen 
ein Einreiseverbot für Deutschland· über 
ihn verhängt wurde) besonders im Gebiet 

. der ex-DDR tätig. Aber er war auch in 
Österreich an Bombenanschlägen und fa­
schistischen Demonstrationen beteiligt . 

Wir müssen damit rechnen das Polacek 
nach Österreich kommt, obwohl keine Kon­
takte zu "heimischen" Naziorganisationen 
bekannt sind. U nd er wird sicher nicht untä­
tig in Österreich bleiben, zuviel Faschismus 
hat er in seinem Kopf. ' 

\ . ... die aus reiner Zerstörungswut handeln ... 

Polizeigewalt .und Widerstand in Frankfurt am Main 

· (TATblatt-RM) 
· Am Samstag, dem 21. September, wurde 
im Frankfurter Stadtteil Bockenheim ein 
leerstehendes Haus besetzt. Während der 
darauffolgenden Räumung schoß die Poli­
zei - wie mehrere AugenzeugInnen bestä­
tigen - auf BestzerInnen und Unterstütze­
rInnen der Aktion. 

Da gleichzeitig in unmittelbarer Nähe 
des Tatortes ein Straßenfest des "Dritte 
Welt Hauses" und ein Konzert im Autono­
men-Cafe "Exzess" stattfand, ~uß von 
Glück gesprochen werden, daß keineR von 
den sich zurückziehenden BesetzerInnen, 
den zahlreichen Passantlnnen und den Be-

· 'sucherInnen der Feste verletzt oder getötet 
_ wurde. (Zur Erinnerung: Am 21. Septem­
ber 1981 - auf den Tag genlju zehn Jahre 
zuvor~wurde in Berlin K1aus-Jürgen Rat­
tay von der Polizei in den Tod getrieben, 
nachdem auf betreiben des Senats acht be­
setzte Häuser gewaltsam geräumt worden 
waren.) 

Das "Exess" nimmt zu den Ereignissen 
um die Hausbesetzung iri' folgender Weise 
Stellung: "Während die Polizei zur gleichen 
Zeit in anderen Städten tatenlos zusieht, 
wie Deutschnationale ausländische Men­
schen überfallen, ermorden und ihre 
Wohnräume belagern und anzünden, ver­

, deitigt sie in Frankfurt leerstehende Häuser 
mit der Waffe! Ist das die Umsetzung der 
Ankündigung des Oberbürgermeisters von 
Schöler, keine Hausbestzungen mehr zu 
dulden ?? 

Anstatt die eindeutig Verantwortlichen 
zu benennen (Einsatzleiter, Scharfschütze), 
drehte der Polizeibericht die Realitäten 
um:"Es wird eine Initiative von Menschen 
gegen anwachsende Wohnraumnot für 
Schußwaffengebrauch verantwortlich ge­
macht, sowie eine Kulturveranstaltung des 
"Cafe Exzess" als Ausgangspunkt für die 
Ereignisse festgestellt." 

Doch es blieb nicht bloß bei verbalen 
Verurteilungen des Polizeieinsatzes: In der 
Nacht vom 25. auf den 26. September grif­
fen 30 Vermummte ein Polizeirevier in 
Bockenheim an: Während einer 15-Sekun­
den-Attacke wurden faustgroße Steine ge­
gen die Hausfront geworfen und Leucht­
munition abgeschossen. Trotz massivem 
Fahndungseinsatz konnte die Polizei keine 
Verdächtigen ausmachen. Gingen die Ge­
setzeshüter in dieser Nacht noch leer aus, so 
schlugen sie ein paar Tage später UlUSO hef­
tiger zu. Nach einer Kundgebung und ei­
nem Konzert am Samstag, dem 28. Septem­
ber, "gegen alles, was uns stinkt" - gegen 
Ausländerinnenfeindlichkeit, Wohnungs­
not und Bullenterror - entschlossen. sich 
200 bis 300 Leute spontan zu einem ge­
meinsamen Marsch durch die Frankfurter 
Innenstadt. Nachdem im Bonzen-Viertel 
Reifen von Luxusautos aufgestOChen und 
einige Fenster des iranischen Konsulats und 
der Banco dei Napoli entglast wurden, kam 
es, wie es kommen mußte: trotz offizieller 
"Deeskalierungs"strategie - zur Kundge­
bung verteilten Polizistlnnen sogar F1ug-

I 

blätter mit Anti-Gewalt-Appelen - erfolg-, 
te bei der Universität der Groß-Prügel-Ein­
satz, bei dem nicht nur zahlreiche Demon­
strantinnen verletzt, sondern auch ein Ira­
ner und ein Frankfurter verhaftet wurden. 
Später rechtfertigte der Polizeipräsident 
das brutale Vorgehen gegenüber der Presse 
einmal mehr mit dem Verhalten der De­
monstrantlnnen: auch die beste "Deeska­
lierungs"taktik könne nicht funktionieren, 
Wenn Leute unterwegs seien, die "aus reiner . 
Zerstörungslust handeln."_ 

Angesichts der Härte polizeilicher Ein­
und Übergriffe und einer Menschenverach­
tenden Bau- und Sanierungspolitik zeigt 
dies ein weiteres Mal, wie Tatsachen ver­
dreht und ausgeblendet werden. (Aber das 
Fact ist ja richtig. Es wird nUr'die Tatsache 
"ausgeblendet", daß die Leute, die "aus rei­
ner Zerstörungslust handeln," eine Uni­
form tragen und vom Staat bezahlt werden. 
d'tipper) . 

Nichtsdestotrotz g~ht auch in Frankfurt 
am Main der Kampf gegen die HERR­
schenden "Ordnungen" weiter: gegen den 
Ausländerinnenhaß und die "Rechts­
staats"politik, die diesem Vorschub leistet, 
und für eine Selbstbestimmung des Wohn­
und Lebensraumes! 

In einem der näxten Tatblätter wird ein 
längerer Artikel zur sozialen Situation der 
Menschen im alten/neuen Großdeutsch­
land erscheinen, wenn's wahr iso Nämlich 
insbesondere zur Lage des Wohn und Ar­
beitsmarktes. 
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Österreich: 

Verstärkte Diskriminierung von Frauen am 
Arbeitsplatz 

Sozialversichemngs"schonende" geringfügige Beschäftigunf:SVerhältnisse nehmen deutlich zu. Diese stellen eine spezifische, ·fast 
ausschließlich Frauen vorbehaltene und diskriminierende Arbeitsform dar. 

(Quellen: kontraste 9/91 ,was lefft) die Beschäftigten nicht als ArbeiterInnen die Frauen zahlen müssen, wenn sie in Teil-
Geringfügige Beschäftigungsverhältnis­

~, als solche, deren Entgelt unter 2.772.­
Schilling liegt, werden zunehmend zU einem 
fiXen ijestandteil der Beschäftigungspolitik 
von Unternehmen. Innerhalb von fünf un­
tersuchten Jahren hat sich die Zahl dieser 
meist prekären Arbeitsverhältnisse um 
rund. eih Drittel erhöht. Sie sind dadurch 
gekennzeichnet, daß für sie nur Unfallversi­
cherungspflicht aber keine Verpflichtung 
zur Kranken- und Pensionsversicherung 
besteht, sowie auch keine Arbeitslosenver-. 

sondern als Angestellte beschäftigt; das An- zeitarbeit, die unterhalb der 480 DM -Gren-
gestelltengesetzgilt aber nicht, wenn die ze liegt, beschäftigt sind. 
Beschäftigung unter acht Stunden wö- Das BRD-Lohnfortzahhmgsgesetz 
chentlich liegt, und das ist diesen Arbeits- schließt bis jetzt ArbeitnehmerInnen, die 
verhältnissen die Regel. So sind die Be- weniger als 10 Stunden pro Woche ber ei­
schäftigten von wesentlichen Arbeitnehme- nem Höchstverdienst von 480 DM arbeiten, 
rInnenrechten ausgeschlossen und das Ent- von der Lohnfo)'tzahlung im Krankheitsfall 
gelt bleibt "ortsüblich". Das sind in man- aus. // 
ehen Betrieben auch im Jahr 1991 sogar ..!~tz~ch eine Richterin des Europä-
noch (rechtswidrige) Naturallöhne. ~~~htshofes in L~emburg ein kla-

sicherung gegeben ist.' . 

~--- res Urteil zugunsten der Betroffenen: Das 
- Die Teilzeitarbeit in der BRD pin. Ver- BRD-Lohnfortzahlungsgesetzverstößtein-

gleich_: RichterInnenurteil tyr Frauen deutig gegen den Grundsatz "Gleicher 
Diese Beschäftigungsverhältnisse, die 

nicht immer freiwillig und oft auch ohne 
weitere soziale Absicherung eingegangen. 
werden, betreffen in hohem Ausmaß Frau­
en. Die Daten der Unfallversicherung zei­
gen, daß 70% der geringfügig Beschäftigten 
sich auf neun Wirtschaftsklassen verteilen, 
mit Konzentration auf den Einzelhandel. 

/. _ Lohn für gleiche Arbeit". Das Gericht sieht 
In der BRD arbeiten ya. 2,3 Millionen darin eine klare Diskriminierung von Fr.au-

Megschen in sog. "u~Schützten Arbeits- en. 
verhäI1iitssetttt;--tr.1l. unterhalb der 480 Nun warten natürlich alle gespannt da-
Mark -Sozialversicherungs-Grenze. 80 bis rauf, daß die BRD ihr Lohnfortzahlungsge-
90% dieser Teilzeitarbeitsplätze sind von setz ändert (na, was heißt denn das für 
Frauen besetzt. Geringer Lohn, keine Ren- Österreich ???; Anm. d. Tippers). 
te im Alter, kein Ahspruch auf Arbeitslo-

Um Kollektivlöhne zu umgehen, werden sen- und Kra~kheitsgeld ist der Preis, den 

r-----------------------------~ 

Kärntner, Stasi 
Kärntner Arbeitnehmerinnen müssen befürchten, 
in ihrer Freizeit observiert zu werden. Die Arbeiter­
kammerergreift Maßnahmen dagegen. " 

HausbesitzerInnen als Blockwarte 

(Quelle: kontraste 9/91) 
Recherchen der Kärntner AK haben ergeben, daß 

Arbeitgeber Detektivbüros zur Überwachung ihrer 
MitarbeiterInnen im Krankenstand und in der Frei­
zeit einsetzen. Überprüft wird vor allem, ob sich die 
MitarbeiterInnen während ihrer Abwesenheit von der 
Arbeitsstätte "unternehmensschädigend" verhalten, 
z.B. durch Pfuscharbeiten. . 

Die "Spione" gehen dabei nahezu in James Bond 
Manier ans Werk: Sie verfolgen die zu Observieren­
den auf Schritt und Tritt, fertigen Photos und Video­
filme an, aus denen dann Unterlagen als Grundlage 
für ,fristlose Entlassungen angefertigt werden. 

<Jearbeitet wird auch im Sinne von Agents provo­
cateurs, d.h. daß die Detektive als Private getarnt 
Arbeitnehmerlnnen beknien, ihnen doch z.B. aus­
nahmsweise eine kleine Ausbesserungsarbeit an ih­
rem Fahrzeugvorzunehmen. Aufgedeckt wurden die­
se Praktiken durch die Kärntner AK im Zuge eines 
Rechtsbeistapdes anläßlich einer fristlosen 'Entlas­
sung, die ausgesprochen wurde, obwohl die Pfuschar -
beit gar nicht a\lsgeführt, sondern lediglich zugesagt 
worden war. 

Diese neue Form der Personenüberwachung wird 
von den Detektivbüros sogar per Inserat angeboten 
bzw. durch direkte Schreiben an die Betriebe. Die AK 
prüft jetzt, wie Arbeitnehmerlnnen vor solchen Be­
spitzelungen gesetzlich in Schutz genommen werden 
können. . 

(Arge Daten) 
In Zukunft sollen Haus- und 

Wohnungs besitzerInnen den Meide­
zettel ihrer Mieterinnen unterschrei-

ben und auch die Richtigkeit der 
'Meldeangaben ,in ihren Häusern 
kontrollieren. Das bedeutet einen 
unzumutbaren Eingriff in die Privat­
sphäre. Rudolf Vymazal, Arge Da­
ten: "Alle MieterInnenorganisatio­
nen müßten sich vehement gegen 
derartige Bescbaeidtmgvon Miete­
rInnenrechten wehren. Unter dem 

Vorwand der Meldedatenkontrolle 
kann einE HausbesitzerIn in beliebi­
ger Weise in den MietWOhnungen 
schnüffeln." 

Meldeevidenz wi­
derspricht moder­
nem Demokratie­

verständnis 

Dr. Hans G. 
Zenger: "Die Arge 
Daten bekennt sich 
zu jeder sinnvollen 
Bevölkerungsevid 
enz. Sie lehnt daher 
die vorgele.steMel~ 
deeY-idenz ab, da 
ihr eine Zweckbil­
dung, wie sie im 
Datenschu tzgesetz 
vorgesehen ist, 
fehlt. Es besteht 

die Gefahr, daß diese Evidenz, zu 
einem datenschutzrechtlichen . 
Selbstbedienungsladen allzuvieler 
Behörden wird. 

Anm.Tb.: Wir haben uns freund­
licher Weise erlaubt die wohl verges­
senen weiblichen Formen anzuhän­
gen!! 
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SPATE REUE 

(Selbsthilfefront reuiger Volkszählungsbe­
sudlerinnen) 

~
rweg: Auch wir haben unsere 

Volkszählungsbögen nichtabgege­
, ben, und uns gedacht, daß ein paar 
läppische hundert Seiten Argu!11entation 
ausreichen, um eine solche Greueltat zu 
erklären und zu begründen. Doch heute 

zu Wien!). 
Auf der Suche nach der nächstbesten 

Gelegenheit, die Bögen abzugeben ohne 
dabei unnötige Umstände zu machen, tra­
fen wir auf die Wiener Gemeinderatswahl 
am 10. November. Und darum werden wir 
unsere Bögen nun endlich ~ spät aber 
doch, aber schließlich ist es doch nie zu spät 
- bei der Gemeinderatswahl in die Wah-, 

hen gewesen wäre. Da wir aber ohnehin 
nicht unbedingt vorhaben, die "Ausländer­
Raus"-Propaganda von SPÖ, ÖVP oder 
FPÖ oder die "AusländerInnen~Raus"-Po­
Iitik der Grünalternativen, durch unsere 
Stimme zu unterstützen, macht uns das oh­
nehin nicht viel aus. Wir werden den Stimm­
zettel vorderhand zurückbehalten, und zum 
ehestmöglichen Zeitpunkt nachreichen. 

"wissen wir, wir haben geirrt, gefehl-:-t:..=u=nd_"':::~=;~;~~;':;~;;;;;"r-__ ~~-"";'--"';'--J~ 
versagt.... ~"'~=iI 

E
s geht nicht an, immer nur 
"Nein" zu allem zU sagen, 
immer nur alles verhin­

dern zu wollen, immer nur Sand 
im Getriebe sein zu wollen, bloß 
weil es um ein bißchen Überwa­
chungsstaat, ein bißchen Men­
schenaushorchung, ein paar: 
Menschenrechte oder das - oh- , r 
nehin angeblich unwürdige -

. ~--!;..l. 
Leben und die -angeblich ohne-
hin nicht vorhandene - Freiheit 

"irjendwelcher Minderheiten 
geht. ' 

Heute ~uben, ja wissen wir, ! 

sind wir übep;eugt, daß wir mit, 
unserem kurzsichtigen und darü- I 

berhinaus widerrechtlichen Boy- ! 
kott die Spielregeln des demokra- ! 
tischen Rechtsstaates, den wir i 
fortan den unseren nennen wol-: 
len, denn der Staat, das sind wir 1 

alle, das sind du und ich, die An- i 
na, und der Arthur, der Mathias \ 

I 
N. und die Isabella R., (der Mo-i 
hamad und die LeiJa natürlich i 
nicht), also heute, da beklagen' 
wir, daß wir die demokratischen, 
Spielregeln unseres Rechtsstaa­
tes brutal verletzt haben. Meuchlings, ge­
mein und asozial! Und das tut uns sehr, sehr, 
leid. 

A
us diesem Grund haben wir be­
schlossen, unsere Fehler, so,gut es 

eht, wieder gut zumachen, und tä­
tige ,Reue zu zeigen. Wir wollen unsere 
Volkszählungsbögen nicht mehr länger der 

\. behördlichen Willkür vorenthalten, und sie 
so bald als irgend möglich auf geeignetem 
Weg der Gemeinde Wien zukommen zu 
lassen (der Gemeinde Wien deswegen, ..yeil 
wir aus Wien sind, in Wien leben, und hier 
ist unser Spital, die Schule, der Kindergar -
ten, die Arbeit, die Wohnung, der Lebens-

• mittelpunkt und unser Zuhause, und des­
halb machen wir was wir wollen: wir halten 

ausgewertet werden können, wie die, von 
allen anderen braven oder schlimmen Bür­
gerInnen auch. 

Aber: Um nur ja nicht das Prinzip der 
geheimen Wahl zu verletzten, und dabei 
nur ja nicht vielleicht die liebe Wahl in einen 
Gewissenskonflikt zu stürzen, werden wir 
alle personenbezogenen Antworten, und 
Antworten, die in irgendeiner Weise auf 
unsere Identität rückschließen lassen könn­
ten, sicherheitshalber für uns behalten. 
Schließlich wollen wir ja nicht schon wieder 
die deinokratischen Spielregeln verletzen. 

Leider steht bei alledem zu befürchteil, 
daß das Personen blatt allein schon den gan­
zen Platz in dem Kuvert einnehmen wird, 
der eigentlich für den Stimmzettel vorgese-

S
ollte uns die Politik irgendeiner P~rtei 
im LaUfe der kom!11enden Jahre WIder 
Erwarten außerordentlich zusagen, 

werden wir nicht anstehen, deren Politik 
posthum mit unserer Stimme zu unterstüt­
zen. Wir sind überzeugt, daß dies, wenn es 
von möglichst vielen Wahlberechtigten so 
praktiziert wird, das qualitative Niveau der 
Wahl in spürbarem Ausmaß anheben wird 
- zum Wohle unserer Stadt, und aller 
Menschen die darinnen leben, zur Ehre un­
serer Demokratie, zur Freude unseres Bür­
germeisters, hochachtungsvoll, mit freund­
lichen Grüßen, und überhaupt. Gerade in 
so schwierigen Zeiten wie diesen. 

Danke! 
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Kurt Falk oder der ''Wahnsinn'' hat Methode 
Aufmerksa~en ZeitungsleserInnen dürfte der "Krieg", den Medienzar Kurt Falk mit seinen "Untergebenen" hat, kaum entgangen 
sein. Wer aber glaubt, daß dieser dem - nicht nur Insidern bekannten - Gefühls- und Geisteszustand des Milliardärs zuzuschreiben sei, 
der irrt. Methoden und Ziele haben System... . 

(die A1temative) _ 
Vor ca. zwei Jahren begann Kurt Falk, 

sich in Wien eine Großdruckerei bauen zu 
lassen. Mit dem erklär­
ten Ziel, eine neue Ta­
geszeitung auf den 
Markt zu bringen. An­
fang 91 wird mit dem 
: Aufstellen der Masehi­
\,nen begonnen. Mit der 
IInbetriebnahme der Fa­
rbrik steigt die Beschäf­
\tigtenzahl auf fast 100 
;Persdhen. Der Drucke­
j rei gibt er den sinnigen 
;Namen "Schwutren" 
. (für Schweiß, Wut und 
Tränen). Wem das galt, 
sollte sich erst später 

. herausstellen. Mit dem 
Druck der Zeitschrift 
"Die ganze Woche" und dem zugehörigen 
Fernsehprogramm wurde begonnen. 

Der sorglose Umgang mit Arbeitnehme­
rlnnenschutzvorschriften, die einseiti$e 
Festlegung der Arbeitszeiten und ähnlic~s 
machten das ~Arbeiten 
unter Kurt Faik nicht 
gerade zur Annehm- ":,:Ci"."';:"" •• ,,, 

lichkeit.Obwohl be­
kannt war, daß Ge,werk­
schaften oder Betriebs­
räte für Kurt Falk ein 
rotes Tuch sind, began­
nen einige KollegInnen 
im Betrieb und die Ge­
werkschaft Druck und 
Papier eine Betriebs­
ratswahl zu organisie­
ren, um gegen die fort­
dauernden· Mißstände 
anzugeben. 

Doch noch vor der 
\.Betriel;lswahl schlug 
KurtFaik nach der De­
vise "Eigentum geht vor 
. Recht" zu. 16 Drucke­
reiarbeiterInnen wur­
den gekündigt. Unter den gekündigten fand 
sich der gesamte Wahlvorstand, fast alle 
.Kandidaten sowir- Unterstützer (die alle 
Kündigungsschutz genießen). Schon einmal 
hatte sich Kurt Falk bei der Zeitschrift "Die 
ganze Woche" mit einer ähnlichen Metho­
de des Betriebsrates entledigt. 

Der Versuch, mit dieser Kündigungsak­
lion die Betriebswahl zu verhindern, schlug 
fehl. Trotz Aussperrungen konnte die Wahl 
durchgeführt werden. Daß die Leute im 
Betrieb trotz Einschüchterungen mit einer 
Wahlbeteiligung von mehr als zwei Drittel 

Kurt Falk die Unterwürfigigkeit verweiger­
ten, trieb ihn zum nächsten Schlag. 

Sämtliche Beschaftigte wurden. gekün­
digt, die Druckmaschine 
stillgelegt und der Druck 
der· "Ganzen Woche" 
und des Fernsehpro­
gramms wieder nach 
Deutschland verlegt. 

Daß technische Män­
gel an der Druckmaschi-

i ne nur vorgeschoben 
werden, versteht sich 
von selbst. Das Konzept 
des Kurt Falk für die Zu­
kunft: Keine Betriebsrä­
te, keine gelernten 
Drucker (die sind be­
kanntermaßen zu gut 

Kurt Falk organisiert). Mit dieser 
Konzeption steht er 

nicht alleine da. Dieses Agieren paßt wie ein 
Teil eines ·Puzzles in die. Entwicklung der 
gesamten Branche in Europa: Umgehen 
der Kollektiwerträge. 

Für die Zukunft plant Kurt Falk, nicht 

mehr als Druckunternehmer zu fungieren. 
Seine Publikationen sollen in einer dem 
Verlag angeschlossenen "Hausdruckerei" 
hergestellt werden. Damit unterliegt er aber 
nicht mehr d!'!n Abmachungen zwischen 
Unternehmerverband und der Gewerk­
schaft Druck und Papier. Das ermöglicht 
ihm, die Arbeitszeit nach seinen Vorstellun­
gen flexibel zu gestalten und bindet ihn auch 
nicht mehr an den kollektiwertraglichen 
Lohntabellen und Zuschlägen. Auch wer­
den prekären Arbeitsverhältnissen (wie 
Leiharbeit) Türund Tor geöffnet. 

Mit diesem Vorgehen ist er nicht allein. 
So hatte die Gewerkschaft Druck und Pa­
pier bei der Erstellung der Kollektivverträ~ 
ge in letzter Zeit einige Schwierigkeiten. 
Ganze Landesverbändeweigern sich, sich 
den bundesweiten Kollektivverträgen un­
terzuordnen - sie müssen für einige l1Inder. 
neu ausgehandelt werden. Einige Verpak­
kungsgroßdruckereien haben vorexerziert, 
daß es aus Unternehmersicht günstig ist, die 
graphischen Kollektivvertragsgemeinschaf­
ten zu verlassen. Sie sind in den Unterneh­
merverband der Papier und Pappe erzeu­
gen Industrie abgewandert. 

Diese Politik ist internationale Tendenz. 
So hat schon das deutsche Druck- und Ver­
lagshaus Gruner & Jahr (Stern) die Tarifge­
meinschaft verlassen. Ebenso einige Groß­
druckereien in der Schweiz. Offentsichtlich 
fühlen sich heute Unternehmer stark ge­
nug, um aus der Sozialpartnerschaft auszu­
steigen. 

Die ArbeiterInnen in der Druckerei­
branche haben ein traditionell hohes. ge­
werkschaftliches Bewußtsein und einen 
sehr hohen Organisationsgrad. Das hat ja .. 

auch Kurt Falk zu spürel.l' 
bekommen. Daß er für di'e 
Zukunft plant, seine Ma­
schinen nicht mehr von 
Druckern bedienen zu las­
sen, sondern von Schlos­
sern, Elektrikern u.ä. hat 
Falk in GB gelernt. Sein 
Gesinnungsgenosse Mur­
doch entledigte sich mit der 
Einstellung von Elektrikern 
anstelle von Druckern der 
Gewerkschaft im Betrieb 
und war so im Konflikt um 
neue Technologien und 
Rationalisierungen erfolg­
reich. 

Wenn Kurt Falk mit die­
ser Strategie Erfolg hat, 
werden auch andere Unter­
nehmer auf den Plan tre­
ten. Bei der Ausschaltung 

der Betriebsräte wurden ~tze und Be­
stimmungen der Arbeitsverfassung offent­
sichtlich bewußt gebrochen. Was droht, ist 
schlicht, daß die Einhaltung der Gesetze zu 
einer Frage des Geldes wird. 

Was macht die Gewerkschaft angesichts 
dieser Probleme? Ihr bleibt nachjahrzehn­
telangem Vertrauen in die Sozialpartner­
schaft heute nur mehr der Weg vors Ge­
richt. Herzlich wenig als Antwort auf ein 
Vorgehen a la Kurt Falk. 
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RadiopiratInnen Wien 
Mit Anfang, Oktober heben mehrere 

KulturveranstalterInnen in Wien die frei­
willige PiratInnensteuer von 10 ~ ein, die 
den freien Radiostationen zugute kommen 
soll. 

PiratInnen am Festland? Errol Flynn 
oder wie? 

Momentan sind sieben PiratInnensen­
der in Wien U:\tig. Die frühere Sendezeit von 
Mittwoch, Wh, wurde auf Grund der grQ­

, Ben Nachfrage, auf Montag bis Freitag, 18h 
(unverändert 103,3 MHz) erweitert. Pro­
grammschwerpunkte bilden politische und 
(sub-)kulturelle' Berichte, sowie "andere" 
Musik. 

Das Senden von Programmen auBer­
halb der LegaliU:\t und ORF ist mit einigen 

. Risken und Terror von Postfahndung und 
Polizei verbunden. Immerhin wird allein der 
Besitz einer Sendeanlage mit einer Geld­
strafe bis zu 5000 öS bedrOht. Trotz ener­
gischtem Tatendrang ihrer Fahnder und 

Ahnder (bis hin zu aufsehenerregenden 
Hubschraubereinsätzen), gelang den Mo­
nopolisten bisher lediglich die Erbeutung 
einer Sendeantenne im Wert von 50 öS. Sie 
bleiben jedoch weiter auf PiratInnenjagd 

und wir - der Äther sei 
mit uns - auf der Hut. 
Pannen können aber lei­
der immer und je­
dem/jeder passieren, 
womit wohl ein Verwen­
dungszweck des einge­
hobenen Geldes erklärt 
wäre. 

Die Rechtshilfe für 
die PiratInnen ist aber 
nicht der einzige, ge-

, schweige denn der wich­
tigste Grund, die Pira­
tInnensteuer zu kassie­
ren. Neben der Abdek­
kung laufender Kosten 
für Öffentlichkeitsar­
beit (Aussendungen, 

Plakate, Flugblätter, Pickerl...), soll mit dem 
Geld, unser vordergründiges Ziel, nämlich 
die Errichtung eines Radiobetriebs (sprich: 
Studio), der allen freien Radiostationen zu­
gänglich ist. 

Ship Ahoi! Wohin geht's? 
Der erste Schritt ist die Abschaffung des 

staatlichen Rundfunkmonopols. Wir for­
dern die Hälfte aller freien Frequenzen für 
nicht kommerzielles Radio. Finanziert wer­
den könnte ein freies Radio z.b. durch einen 
Fond, der von einem geringen Anteil der 
Werbeeinnahmen (1 %) der kommerziel­
len Stationen gespeist wird - Modelle dieser 
Art werden in Frankreich und den USA 
praktiziert. 

PreSsuregroup freies Radio 
Verwaltet werden die Einnahmen durch 

die Pressuregroup in Absprache mit den 
VeranstaIterInnen und den beteiligten Ra­
diogruppen. Die PG vertritt die freien Ra­
diostationen Österreichs - derzeit senden 
Stationen in Vorarlberg, Tirol, Oberöster­
reich und Wien, Tendenz steigend. 

Tum on! Mo - Fr, 18h, 103,3 

(Anm. Tb. nähere Infos siehe auch Tb 
-43, der zweite Teil des Interviews wird 
nächste Nummer nachgebracht!!) , 

Jeden Donnerstag 18:00 h 

UKW 103,3 FM 

featuring 

HausINSTANDbesetzung in Linz 
" Die folgende Erklärung ist leider schon wieder längst veraltet, das Haus wurde einen Tag später geräumt. •• 
"(Autonomes Komitee für selbstbestimmtes 
, und billiges Wohnen - ned schlecht, der 
, Name; Anm d Tippers) 

Am 20. 09. 1991 haben wir in Linz, Feri­
humerstraße ein Haus instandbesetzt. Wir 
haben uns für dieses Objekt entschiede!)., 
weil es seitJahren leer steht. Laut Volkszäh­
lung 1971 standen in Linz 3 395 Wohnun­
gen leer. 1981 waren es bereits 6 536. Dem­
gegenüber stehen etwa 22 000 WOhnungs­
suchende. Darunter sind 500 Obdachlose 

,und 2 500 Menschen, die unter ständiger 
Bedrohung von Obdachlosigkeit leben. 

Deshalb sind wir für eine Wohnungspo­
litik, die sich gegen Wohnraumvernichtung 
und gegen Spekl,Jlanten richtet. 

Wir sind dafür, daß möglichst vielen, die 
in Wohnungsnot sind, günstiger Wohn­
raum beschafft wird, in dem sie ihre Wohn­
und Lebensformen weitgehend selbst be­
stimmen können. 

Bei Altbauten wenden wir uns gegen Ab­
riß, Umnutzung, kosten- oder mieteninten­
sive Modernisierung und Umwandlung in 
Eigentumswohnungen. 

Wir wenden uns gegen die Konzentra­
tion von Banken, Versicherungen, etc im 
Stadtzentrum. 

Wir wenden uns gegen die Verlagerung 
des Wohnraums in "Sozialhilfesilos" am 
Stadtrand. 

Die Öffnung leerstehender Wohnungen 
garantiert billigere Mieten als in Neubau­
ten, eine schnellere Wohnraumbeschaf­
fung, vorhandene Infrastruktur, keine wei­
tere Zerstörung von Grünflächen. 

Bei 66% der Bewohnerinnen besteht ei­
ne im Verhältnis zum Einkommen zu große 
Mietenbelastung, die bis zu 50% des mo­
natlichen Haushaltseinkommens beträgt. 
Jede billige Altbauwohnung, die leersteht, 
abgerissen, privatisiert oder modernisiert 

wird, verschlechtert die Chancen der ohne-
. hin Benachteiligten (kinderreiche Familien, 
Familien mit geringem Einkommen, alte 
Menschen und "ausländische" Familien) 
auf eine Wohnung. 

Wir haben dieses Haus besetzt, um un­
sere, Vorstellungen von selbstbestimmtem 
Wohnen zu realisieren. Wirwollen uns nicht 
nur einen Wohn-, sondern auch einen Le­
bensraum schaffen, der gemeinsames Woh­
nen ermöglicht und gegen die Vereins­
amung ankämpft. 

Dazu gehören für uns auch eine Volks­
küche, ein Infocafe, ein Frauencafe, ein 
Treffpunkt für "ausländische" Frauen, Dis­
kUsSlonsveranstaItungen, die die Kommu­
nikation und Integration fördern. 

Selbstbestimmtes Wohnen ist ein Men~ 
schenrecht! 

Der Kampf gegen Unrecht ist kein Un­
recht!e 
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"Stop Nuclear Mafia!"" 
Am ZO', September blockierten einige AktivistInnen ca 2 Stunden lang die Generalversammlung der Internationalen Atomenergieorga-
nisation (IAEO) in der Wiener Hofburg. . 

(TATblatt-Wien) 
Wien, 20. September, ca 8.55 Uhr: Eini­

ge fein gekleidete Personen -'offensicht­
lich TeilnehmerInnen der Atomenergie­
konferenz - steuern auf das Haupttor der 
'Wiener Hofburg zu. Ein Kamerateam be­
gleitet sie. Vor dem TOr'werden die Sicher­
heitsbea~ten gebeten, 

unter Ausschluß der Öffentlichkeit natür­
lich, denn manche Versuche sahen gar zu 
gefährlich aus. Vom Schraubenzieher über 
die Eisensäge bis zum hydraulischen Bol­
zenschneider kam alles - mehr oder weni­
ger vorsichtig benützt - zum Einsatz. Nach 
zwei Stunden war es dann endlich so weit: 

nicht vor. 

Der IAEO-Tschernobyl-Bericht 

Welchen Stellenwert Menschenleben 
und Gesundheit bei der 1AE0 einnehmen, 
zeigen die Ergebnisse ihrer Tschernobyl­

I Forschung: 

doch etwas aus dem Bild zu ~~~~~~~~~ . gehen; welcher Aufforde-j 
rung, sie angesichts der 

: • Es wurden keine ge-

~~~~~~~~!i sundheitlichen Schäden 
;;:: , festgestellt, die direkt auf 

hochrangigen Bittstelled~- /"-~ _. 
nen gerne nachgehen. Die ,(' .. , - .~. 

DiplomatInnen treten an' 
das Tor-und ketten es zu! 

Das war der Auftakt zu 
einer generalstabsmäßig 
geplanten Aktion: In Win­
deseile bildeten sich vor 
dem Haupt- und einem Ne­
bentor Ketten aus Men­
schen, die mit Handschel­
len und darübergestülpten 
Blechrohren miteinander 
und mit dem Gebäude ver­
bunden waren. Ein Klein­
LKW fuhr vor, ~ie hinteren 
Türen wurd~n aufgerissen, 
Leute sprangen heraus, die 
in Höchstgeschwindigkeit ' 
ein, Eisengestell nebst ca 20m2 großem 
Transparent mit der Aufschrift "Stop Nu­
clear Mafia" aufstellten. Gegen (allzu ra­
scbe) ·behördliche Demontage wurde ·es 
durch zwei Aktivisten geschützt, die sich mit 
Fahrrad-Bügelschlössern (fast absolut 
diebstahlsicher) um den Hals am Gestell 
festmachten. Beim Nebentür gingen zwei 
Aktivistinnen die Wände (hier eigentlich 
mehr: die Fenstergitter) hoch, machten sich 
in luftiger Höhe mittels Klettergeschirr und 
Handschellen fest und spannten ebenfalls 
ein Transparent mit gleicher Aufschrift. 
Au~ das Reiterstandbild vor dem Völker­
kunde-Museum blieb nicht von Mensch 
un,~ Transpare11lt verschont. Die ganze Ak­
tion wurde begleitet von dem lieblichen 
Klang einer ca 120 Dezibel starken Alarm­
Sirene. 

Die bald eintreffenden Beamten der 
Alarmabteilung versuchten (wieder ein- ' 
mal), durch einfaches Durchpreschen 
durch die Leute die Kette zu lösen - was 
natürlich für-die Beteiligten (nämlich die 
ohne graugrüner Uniform) etwas schmerz­
haft war. Als das nichts fruchtete, war guter 
Rat teuer. Für alle Fälle ließ die Wiener 
Polizei so ziemlich alles auffahren, was der 
Fuhrpark zu bieten hat: vom Mannschafts­
wagen bis zum umfunktionierten Feuer­
wehrauto war alles da. Da wurde dann auch 
mit allen Geräten, die da so zu finden waren, 
versucht, die Menschenkette zu lösen -

Die Demonstrierenden waren alle festge­
nom~en, die Atommafia konnte weiterta­
gen. (Die Festgenommenen wurden wenig 
später wieder freigelassen und haben mit 
Verwaltungsstrafen zU rechnen). 

DieIAEO 

Erklärtes Ziel der IAEO ist es, "in der 
ganzen Welt den Beitrag der Atomenergie 
zum Frieden, zur Gesundheit und zum Wahr­
stand zu beschleunigen und zu steigern." 
Gleichzeitig will sie die Weiterverbreitung 
von nuklearem Material für miliHirische 
Zwecke verhindern. Wie sie allerdings das 
eine vom anderen trennen will, ist völlig 
schleierhaft. 

Die Absichten mögen vielleicht ganz gu­
te gewesen sein, als sie 1957 gegründet wur­
de, mit der Aussicht, die Elektrizität so billig 
zu machen, daß der Verbrauch nicht mehr 
gemessen zu werden brauchte. Doch die 
Realität hat eine Unzahl von Problemen 
und Gefahren bei der Nutzung der Kernen­
ergie aufgezeigt und spätestens Tscherno­
byl hat deutlich gemacht, daß die Wahr­
scheinlichkeit eines Reaktorunglückes nicht 
so unendlich klein ist, wie angenommen 
worden war. Auch die Entsorgung von ra­
dioaktivem Material ist nach wie vor unge­
klärt. Die Verantwortlickeit für Sicherheit 
oder Schutz der Gesundheit wird in den 
Satzungen nur in einem kurzen Absatz er­
wähnt, der Schutz der Umwelt kommt gar 

\: die radioaktive Strahlung 
j zuückzuführen waren. Es 

gab keine Anzeichen für ein 
vermehrtes Auftreten von 
Leukämie oder Karzino­
men. 

• Die ersten behördli­
chen Maßnahmen (Evaku­
ierung) seien zwar noch ver­
nünftig gewesen, doch die 
lägerfristig durchgeführten 
Schutzmaßnahmen wären 

I über das "notwendige Maß" 
hinausgegangen. 

• Diese Übertreibung 
I hätte im Gegenteil durch 
, "die Unwissenheit der Op­

fer über die Harmlosigkeit 
der Strahlung" zu übermä­

ßigem Streß und psychischer Belastung ge­
führt 

• 100.000 Unfallopfer, die aus der 30 
Kilometer-Zone evakuiert worden waren, 
und die 600.000 ArbeiterInnen der Auf­
räumtrupps wurden in der Studie über­
haupt nicht berücksiChtigt. 

Radioaktiven Müll auf den Trikont? 

Die UNEP (Umweltbehörde der UNO) 
arbeitete 1989 Konventionen über den 
grenzüberschreitenden Transport gefährli­
cher Güter aus. Die 1AE0 verhinderte eine 
Einbeziehung von radioaktivem Abfall,' in­
dem sie behauptete, selbst für eine Kontrol­
le zu sorgen. In Wahrheit bezieht sich diese 
ausschließlich auf spaltbares Material, das 
zur Nutzung von Atomwaffen verwendet 
werden könnte. Seit 1990 gibt es einen "frei­
willigen Verhaltenskodex" . 

Die Organisation für Afrikanische Ein­
heit (OAU) erarbeitete 1990 Konventionen 
über das "Importverbot für alle Formen 
von gefährlichen Abfällen','. Auch hier inter­
venierte die IAEO, radioaktive Stoffe aus­
zunehmen. Die 1AE0 als Lobbyorganisa­
tion eines bestimmten Industriezweiges 
setzt somit das kolonialistische Verhalten 
der Industrielände~ gegenüber dem Trikont 
und anderen, wirtschaftlich weniger ent­
wickelten Ländern fort. 

Ein weiteres Problem ist der Transport 



von abgebranntem nuklearem Brennstoff 
auf Frachtern. Derzeit wird z.B. atomarer 

'Brennstoff aus der Schweiz und BRD auf 
ganz normalen Passagierfahren von Frank-

. reich nach England zur i 
Wiederaufbereitungsanla I 
ge Sellafield transportiert.: 
Die IMO (International' 

,Maritime Organisation)' 
Oberlegt BeschranIrungen 
solcher Transporte au " 
speziell ausgerüstete Schif-
fe - die IAEO 'legt 
auch hier quer. 

Die IAEO und Österreich' 

, Bei dieser netten Ge-i 
,fsellschaft also ist Öster-: 
.; reich, das ja so stolz auf sei- i 
<ne "Atomfreiheit" ist, Mit" 
g1ied. Und gibt auch eine! 
Menge Geld dafür aus.1 

'1991 z.B. knappe 20 MiDI 
öS. Und: " ... jedes Mitglied 
hat ... den Verpflichtungen nachzukommen, 
die es gemiiß der Satzung übernommen hat, 
um allen Mitgliedern die aus der Mitglied-

: schaft erwachsenden Rechte Und Vorteile zu 
,sichern. " Das heißt also, daß Österreich für 
die Weiterverbreitung von nuklearer Tech­
nologie zu sorgen hat. 

Ohne uns!, kann ich da nur sagen. In 
diesem Sinne war auch die Aktion vor der 

, SOZialistisches 'V • JU ••• d'.fo 

. 1~ 
~ ~hh" , Ja oC.( ,a 

Herausgegeben von verschiedenen unab­
hängigen linken Jugendgruppen In der 

BRD. 

• Antifaschismus - Neonazismus ensteht 
nicht am Rand der Gesellschaft, sondern 
Im Zentrum. Z.B. die 'FAP'. piranha Nr.10 

Fußballgewalt und Hooligans Nr.6, 8/9 
• AntinatJonal: Nie wieder Vereinigung, 

VIerteIlung Deutschlandsl Nr.3, 5 
• Antirassismus: Ausländische Jugand­
gangs werden kriminalisiert. Nr.8/9, 10 

• Ant!l!!l!!tarls,"ilUii;: Für die Abschaffung 
der Bundeswehr. SChOlerlnnenproteste 

gegen den GolfkrIeg: Nr.7 
• 'Jugendwiderstandsmeeting' Nr.4 

• Rotes Telefon: 
Mitteilungen ,-'Verbindungen Nr.O-l0 

Wir sind ein selbstorganisiertes Jugend­
projekt, leider ohne Sponsoren. Deswe­
gen erscheinen wir unregelmäßig alle 2 
bis 3 Monate. EInzeiheft 3 DM, Doppel-

nummer 4 DM. Bestellung & Kontakt: 
piranha. Karol.lnenstraße 21/2, 

W-2OOQ Hamburg 36. Geld In Briefmarken 
Ca 80 Pfennig) oder V-Scheck beilegen. 

Wir freuen uns Ober Spendenl 
BelS zu, 

junges PrOletariat! 

TA Tblatt minus 42 -,. Seite.A.,f 

Greepeace und Global 2000 zu heftigen 
Meinungsverschiedenheiten mit unabhän­
gigen AktivistInnen, die als Teilnehmende 
an der Aktion angeworben wurden, die 

" Kritik am Um-
mit ihnen anbrach-

Weil es nicht das erste 
ist, ,daß es zu Reibe­

rellem'W1~;Cnlen Unabhän­
und GlobaVGreen­
kommt, wollen wir 

verschiedenen Posi­
einmal veröffent­
Wir haben 9aher 

Konfliktparteien 
anl~eboten, ihnen Raum 

um ihre Dar-

Aus einem Telefongespräch mit Greenpeace: 
"Wenn der Vorwurf kommt, daß die Vorgangsweise, die wir üblicherweise an den 

Tag legen, top-down (soll heißen: hierarchisch, Anm. )ist, so kann ich das akzeptieren. 
Ich kenne keine bessere und es soll mir erst einmal jemand das Gegenteil vorführen. 

... das Problem war, daß einer unter gleichen sozusagen geadelt wurde. Da gab's dann 
für die anderen Probleme, gerade den zu akzeptieren, ohne über jeden Schaß 2 Stunden 
zu diskutieren ... 

... in jenen 24 Stunden, in denen viel Geld am Spiel steht, können wir uns nicht mit 
pubertären Problemen von Einzelpersonen auseinandersetzen ... 

... so eine gewaltfreie Aktion muß man vollkommen losgelöst vom Demokratiever-
ständnis der einzelnen Personen betrachten ... ' 

... wenn da eine sagt, 'für mich braucht keiner Verantwortung übernehmen' - wir 
haben Verantwortung gegenüber den Aktivisten, die in der IABO drin sitzen, da stehen 
die Früchte jahrelanger Arbeit auf dem Spiel, wir können die ja nicht vor der IAEO zum 
Narren machen ... 

... da gibt's vielleicht einige, denen Diskutieren über inhaltliche Arbeit geht ... tl 

Eine ~cnwule~Di~cne Zei~cUrift rur jeueN 

.~ 
Ein Probeheft gibt-s Urrl öS 25.-

ReaaKtion • Po~tfacn j~) • A-4~l~ Linz 
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Frauenrecllte in Kroatien 
(Feminist GroupTresnjevka, Zagreb) 

Als im Juli 1991 die neue Regierung in 
Kroatien ihr Amt antrat, begann auch eine' 
Diskussion über die Abschaffung des 
Rechts auf legalen Schwangerschaftsab­
bruch. Im Moment ist es zwar noch möglich, 
legal abzutreiben, aber eine Gesetzesände­
rung ist bald zu befürchten. Die r.k. Kirche 
und Gruppen (vergleichber mit "Geborene 
für Ungd~)rene"; Anm. d. Übersetzerin) 
haben sowohl in den Medien als auch, in der 

- Regierung, die von den nationalen Parteien 
und,der Mehrheit 'der KroatInnen unter­
stützt wird, eine Kampagne gestartet. Sie 
sind es auch, die eine Gesetzesänderung zu 
MutterSChaft und Familienplanung initiiert 
haben. Heute ist die Institution der Ehe im 
Bürgerlichen Recht verankert. Nach einer 

. Gesetzesänderung wird die Ehe die einzig 
anerkannte Lebensform für Paare sein, AI­

; leinerzieherinnen werden zu Bürgeriimen 
, zweiter Klasse. 

Im neuen Gesetz wird der Status der 
Frau insgesamt völlig neu definiert: 
, - auf dem Gebiet der Sozialpolitik (die 
größte Gruppe unter den Arbeitslosen wer­
den Frauen sein, Status der Alleinerziehe­
rinnen, schwangere Frauen und Frauen in 
Karenz dürfen entlassen werden) 

-auf dem Gebiet der Reproduktionspo­
litik (neue "pro-Leben"Polilik, Versuche 
Abtreibung und Verhütung zu verbieten) 

- auf dem Gebiet der Erziehung (ein 
Verbot, Hosen in der Schule und am Ar­
beitsplatz zu tragen, Verbot von Kosmetik) , 

- auf dem Gebiet der Gesetzgebung 
(verheiratete Frauen müssen den Namen 
des Mannes annehmen, Versuche, eine ge,­
nerelle Mobilmachung und Wehrdienst für 
.Frauen einzuführen, ein neues Gesetz über 
Mutterschaft und Familienplanung) 

. Deswegen fordern wir Frauen aus Kroa­
tien: 

- das grundlegende Recht für Frauen 
über ihren Kprper zu bestimmen und frei zu 
entscheiden ob, wann und wieviele, Kinder 
sie haben wollen. Keine nationalen, staatli­
chen oder religiösen Interessen dürfen die­
ses Recht verletzen. 

- bessere Bedingungen für Gebärende. 
Werbung für Verhütungsmittel, ein weites 
Netz von Beratungsstellen und das Recht 
auf schmerzlosen und kostenlosen Schwan­
gerschaftsabbruch. 

-gleiche Zugangsmöglichkeiten zu allen 
Berufen für Frauen und Männer. Frauen 
sollen für gleichwertige Arbeit das gleiche 
wie Männer verdienen, gleiche Möglichkei­
ten zum beruflichen Aufstieg haben. Für 
Entlassungen hat das strikte Prinzip der 
Gleichbehandlung der (Jeschlechter zu gel­
ten. Wir wehren uns gegen die Entlassung 

, von Schwangeren und Frauen in Karenz. 
- Bessere Arbeitsbedingungen im Be­

reich des Gesundheitswesens, der Erzie-

hung und anderen Sektoren, in denen 
hauptsächlich Frauen angestellt sind. 

- proportionale Repräsentation von 
Frauen in allen Entscheidungsgremien. 

- die Einrichtung eines Rates für Frau­
enfragen und Familienfragen im Parlament 
der Republik von Kroatien, bei dem wir die 
Auswahl der Mitglieder vornehmen. 

In der momentanen wirtschaftlichen Si­
tuation, und besonders in der politischen 
Krise in Jugoslawien (dem Konflikt zwi­
schen den beiden größten Republiken, 
Kroatien und Serbien), werden Frauenfra­
gen dazu benützt, politischen Zwecken zu 
dienen. 

Wir bitten Euch/Sie uns (in englisch 
. bzw. kroatisch) zu schreiben und uns in 
,unseren Anliegen zu unterstützen. 

Feininist Group T.resnjevka 
c.o. Mrs Nina Kadich 
Yugoslavia, 41000 Zagreb, P. Miskina 
111 

Proteste gegen eine Kriminalisierung 
der Abtreiburig an: 

Mr Dr Franjo Tudman, President of 

theRepublic of Croatia, Yugoslavia, 
41000 Zagreb, Visoka 22; und __ 
Mr Josip Manojlic, Prime-Minister of 
the Republic of Croatia, Yugoslavia, 
41000 Zagreb, Opaticka 7 

Nein zum Gebärzwang 
rtir Polinnen 

Auch die polnische Regierungtr.k. 
Kirche will sich den. lang gehegten 
Wunsch erfüllen, abtreibende Frauen 
und ÄrztInnen zu bestrafen. Wir pro­
testieren: 

am 17.10.91 zwischen 10 
und 12 Uhr 

vor der polnischen Bot­
schaft 

13., Hietzinger Hauptstraße 42c 

Übergabe einer Petition an den 
Botschafter, Information der Presse, 
eine Frau vom "Personenkommitee 
für Solidarität mit polnischen Frauen" 
spricht über internationale Reproduk­
tionspolitik 

Die meisten schönen 
Schuhe· sind nette . 

kleine Folterkammern. 

'e//: 4(& 
Gut zu Fuß sein und trotzdem mit der 
Zeit gehen': im ebenso fußgerechten wie 
schönen Schuh. Und Sie werden sehen: 
Unsere Auswahl und Beratung hat Hand 
und Fuß. 

GEA 
1080 WIEN, H,ini S.auding,r, lang' Goss, 24, T,I. 4083626 

1010 WIEN, Himm,lpfangass, 26, T,I. 5121967 
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Pan zer bIo c k ade 

Die Verfahren laufen 
(TATblatt Innsbruck) 

I
n den letztenWochen erhielten jene Ak~ 

. tivißnnen, die bei den Blockadeaktio­
nen gegen die Durchfuhr 

amerikanischer Bergepanzer 
durch Österreich im Februar 
dieses Jahres 'verhaftet worden 
waren, wieder mal Post von der 
österreichischen Verwaltungs­
maschinerie. 

Zur Erinnerung: Im März 
· bzw April wurden von den zu­
ständigen Behörden Ge nach 
Wohnsitz unterschiedlich) die 

· Strafverfügungen wegen Ü~r­
tretens irgendeinesPara­
graphen des Eisenbahngesetzes 

· (§43[1]) und eines Paragraphen 
; des Versammlungsge~~tzes 

(§ 19) verschickt. D.aralifhin be­
mühte sich die "Plattform für 
Frieden und Neutralität" um 
ein koordiniertes Vorgehen, 
sprich alle Angezeigten sollten 
Berufung gegen die Strafverfü­
gungen einlegen, wobei zwei Ju­
risten Reehtsbeistand leisteten. 

Nun sind die Antworten 
("Straferkenntnisse") der Be­
hörden eingelangt. Dabei zeigt 
es sich wieder einmal, daß in 
Österreich vor dem Gesetz alle 
gleich sind, nur einige halt glei­
cher. Die Bundesregierung, die 
zu mindestens ein Gesetz in 
Verfassungsrang verletzt hat (Neutralitäts­
gesetz) bleibt straffrei, während ca .150 so­
genannte "Staatsbürger" wegen Übertre­
tung untergeordneter Gesetze bestraft wer­
den (Dabei hätte es die Regierung da viel 
leichter, wo sie doch quasi an der Quelle der 
Gesetze sitzt - zumindestens noch bis zum 
EWR oder EG-Beitritt; Anm des Tippers). 
Bezeichnend für die österreichische Straf-

mahnt" und blieben straffrei, während die 
Bundespolizeidirektion Innsbruck Geld­
strafen bis zu S 8000,- verteilt hat. Trotz 
dieser klar politisch motivierten Straferei 
(oder gerade deswegen) werden fast alle 
Aktivistinnen nochmals Berufung einlegen, 
sodaßjedeR Einzelne ein mündliches Ver­
fahren vor dem sogenannten "unabhängi­
gen Verwaltungssenat" zu phantasievollen 
Auftritten nützen kann. Chancen auf einen 

Die NATO, die Bahn und die Schweiz 
Noch eine Anmerkung zu den Bahnzertransporten: 

Nicht ganz uninteres" hervorgernfen hatte, wobei Kriegsmaterial für die NA-
sant' ist da eine Kurzmel- immer wieder auf die TO zwischen Deutschland 
dung aus einer Fachzeits- Schweiz und die dort ange- und Italien durch di~ 
chrift für Eisenbahnfreun- blich vielrigidergehandhab- Schweiz geführt. Zum Ted 
dlnnen vom Juni 1991, die ten Neutralitätsrichtlinien wurden diese Transporte so· 
wir, ohne freilich die inhalt- verwiesen wurde. Man solle gar von uniformierten Sol­
liehe Meinung zu teilen, aber wirklich nichts unüber- daten aus NATO-Staaten 
kurz mal abdrucken wollen: prüft glauben! Wie die begleitet. Von irgen4.wel-

"Es ist sicher noch in Er- Schweizer Zeitschrift 'Ei- chen Protesten a la Oster-
innerung, welches Aufsehen senbahn-Amateu;' im Heft reich hat man in der Schweiz 
die Durchfuhr der unbe- 4/1991 meldet, wurden im aber nichts gehört." 
waffneten US-Bergepanzer Jahre 1990 907 Wagen 
durch Öste"eich bei ver- (1989 waren es 1003) mit 
schiedenen Grnppiernngen Munition und anderem 

(aus EISENBAHN 6/1991; 
Seite 2)e . 

möglichen Straferlaßwie in Graz bestehen 
in Innsbruck keine, eine zweite Berufung 
wurde schon abgelehnt. Eine Person hat 
sich bereit erklärt, auf eigene Kosten Klage 

beim Verwaltungsge­
richtshof und wenn nötig 
beim Europäischen Ge­
richtshof in Straßburg zu 
erheben. Dies wird für die 
meisten Aktivistinnen je­
doch kaum mehr Auswir­
kungen auf die Höhe ih­
rer Strafe haben, da so ei­
rie Klage für die anderen 
Verfahren keine auf­
schiebende Wirkung hat 
(das österreichische Ver­
waItungsrecht ist halt ge­
gen jeden Einwand ge­
feit). 

D
amit die Strafe 
nicht gänzlich von 
den Aktivistin­

nen selbst bezahlt werden 
müssen, wurde ein Soli­
konto eingerichtet, auf 
dem sich zur Zeit ca öS 30 000,- befinden. 
Viel zu wenig jedenfalls, da mehr als 
100 000,- Alpendollars benötigt werden. 
Also spenden!!! BA WAG Innsbruck-Pradl; 
Konto Nr 6872O-487-415.e 
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Gruwi - von der Zerstörung linker Zusammen­
hänge 

Die letzten ÖD-Wahlen bnlch~n das Ende des Mythos von der linken Grund- und Integrativwissenschaftlichen Fakultät (GRUWI) in 
Wien. . 
Die Mandate wurden wie folgt verteilt: AG 3, PF (psychologisches Forum) 2, Gras 1, Vsstö 2, LIAB 3, KSV 0 

(ein Gruwi-Studi) 
. Obwohl es prinzipiell wünschenswert 

wäre, wollen wir hier weder die Fraktions­
politik der letzten Jahre aufarbeiten, noch 
das Wahlergebnis analysieren. Die Koali­
tionsverhandlungen für die Gruwi Exekuti­
vegestalteten sich extrem mühsam. Sie wa­
ren zunächst von einer Taktiererei des 
Vsstö, einer leider zu Vom propagierten 
Selbstverständnis her basisverbundenen LI­
AB, einer heftig umworbenen Gras, einer 
sich "unpolitisch und fraktionslos" geben- . 
den Fraktion nanienPF, einer aus dem Hin­
tergrund agierenden AG und einem selbst 
ohne Mandat eifrig mitverhandelten KSV 
geprägt. Die Verhandlungen fanden teil­
weise geheim und ohne BaSis statt, deich der 
vielstrapazierten Basis gefiel das überhaupt 
nicht. Die Basis.bzw. Institutsgruppen samt 
gewählten StudienrichtungsvertreterInnen 
einigten sich auf ein Forderungsprogramm 
dessen Erfüllung die GrundVoraussetzung 
für die Akzeptanz einer zukünftigen Fakul­
tätsvertretung bilden sollte. Im Detail: 

- Offen~s Plenum: über Budget, Infra­
struktur und politische Inhalte sollen nicht 
gewählte StellvertreterInnen entscheiden, 
sondern das Gruwi-Kollektiv (das sind alfe 
studentischen und nichtstudentischen 
Gruppen und Personen, die auf der Gruwi 
aktiv sind) 

- Offene Gruwi: Die Ressourcen der 
FAK sollen nicht in einem Servi~betrieb 
dienlich sein, sondern im wesentlichen darü­
ber hinaus in einem gesamtgesellschaftli­
chen Ansatz linke autonome Politik ermög­
lichen und vorantreiben. Dies ist ein zentra­
ler Anspruch, durch welchen der studenti­
sche Elfenbeinturm durchbrochen werden 
soll. In der Vergangenheit wurde dadurch 
die Arbeit des autonomen Frauenreferats, 
Kurdischer und Türkischer Gruppen, sowie 
Pr~jekte der Obdachlosen und Flüchtlings­
betreuung u.a.m. unterstützt. 

- Entscheidungen und Beschlüsse müs­
sen für alle zugänglich und transparent ge­
macht werden. 

AG, PFund Gras waren mit diesen Vor­
stellungen ganz und gar nicht einverstan­
den, sie setzten viel mehr auf die Entpoliti­
sierung der SiudentInnen und bildeten eine 
rechte Koalition unter dem Vorsitz von 
Barbara Schiestel (Pp). Die seit Amtsüber­
nahme am 1.7. von Schiestel und Co. gesetz­
ten Maßnahmen entsprachen der Vor­
gangsweise eines Artmo Vi, aber ebenso ist 
auch ihr Aufstieg ein aufhaltsamer. 

Die FAK-Räumlichkeiten wurden am 
1.7. geschlossen und sind es heute noch. 
Durch die Schließung wurde die Abhaltung 

einer seit zwei Monaten angekündigten 
Frauenveranstaltung verunmöglicht. 

Unverzichtbare Arbeitsgeräte wie Ko­
pierer, Schreibmaschinen und Computer 
wurden von der PF "sichergestellt". 

. Zwei mal kam es zu Polizeieinsätzen ge­
gen AktivistInnen des Gruwi-Plenums, wel­
che jedoch marigels rechtlicher Handhabe 
folgenlos verliefen. 

Die Argumentation des PF ist auf die 
Diffamierung der alten Exekutive ausge­
richtet. Bei der Übernahme der FAK ver­
mißte Schiestel nach einer ersten Bestands­
aufnahme Schreibmaschinen und Teile.des 
Compl,lters. Die Fachschaft wurde bis auf 
weiteres geschlossen, denn einen Sauhau­
fen wolle sie nicht übernehmen (Standard). ' 

Die fadenscheinigen Ausreden für die 
verschlossenen Räumlichkeiten wechselten 
mehrmals. Von einer genauen Inventur 
und gründlicher Renovierung des Büros 
war ebenso die Rede wie von Schutzmaß­
nahmen für die betroffenen Gruppen. Zu­
fällig wurde zur selben zeit der Mietvertrag 
für die. Gruwi-Räumlichkeiten von der. 
Hausverwaltung per Dezember gekündigt. 
Gleichzeitig erfOlgte die Kriminalisierung 
einzelner' AktivistInnen 
von Seite der offiziellen 

linker, autonomer Strukturen an der UNI. 
So soll der BOKU Türkenwirt in ein kom­
merzielles Projekt umgewandelt werden. 
Die neue linke Exekutive auf der NA WI 
steht vor leeren F AK Räumen, da alle tech­
nischen Einrichtungen auf den Hauptaus­
schuß transportiert wurden. Klar ist, daß 
sich die AG ins Fäustchen lacht, denn die 
SchergInnen des PF haben die Funktion 
von HelfershelferInnen übernommen und 
sollen bis zu den nächsten ÖH Wahlen die 
Schmutzarbeit erledigen. Ebenso kIar ist, 
daß die Gras, welche nie über den Charak­
ter eines Wahlprojektes hinausgekommen 
ist, praktisch. mit der Fraktion zusammen 
arbeiten kann, ist sie doch an WählerInnen­
stimmen interessiert. 

Diese Repressionspolitik wird jedoch 
nicht kampflos hingenommen. Deshalb ist 
es für die undogmatische Linke an der UNI 
wichtig, eigene Inhalte und Strukturen zu 
entwickeln und diese ungeaChtet verschie­
der fraktioneller Interessen in praktischer 
Politik zu verwirklichen. 

Das Gruwi Kollektiv trifft sich jeden 
Mittwoch um 19 h auf der GEWI, Roose­
veltplatz 5a, 1090 Wien. 

ÖH (Vorladungen zur Kri­
po, SachverhaItsdarstel­
lungen an Staatsanwalt­
schaft und Datenschutz­
kommission ). 

and once again it's out now 

Davon Profitieren jene, 
die bisher erfolglos ver­
sucht haben, das Gruwi­
Kollektiv in Studentinnen 
und NichtstudentInnen zu 
spalten. Denn nun sollen 
die verschiedenen Insti­
tlltsgruppen isoliert wer­
den und die neuen FAK 
Räume (wann wirds die ge­
ben 71) sollen zu Amtsräu­
men für FAK Funktionä-
rInnen verkommen. 

Verschiedene Projekte 
sind gefährdet bzw. behin­
dert. Am schlimmsten ist 
sicherlich die Vertreibung 
von Flüchtlingen und Ob­
dachlosen (:eF Zitat: "Wir 
führen euch auf die Do­
nauinsel") 

Zweifellos stehen die 
gesamten Vorfälle im Kon­
text mit der üblichen Stell­
vertreterInnenpolitik der 
ÖH und der Zerstörung 

FlEX'S DIGEST #6 

False Prophets. 7 Sioux. Polska Malca. Spinners. Negu 
Gorriak. Surfinstrumentals. Radiopiraten. Veranstalter-Round­
table. Blutbild. Tapes. Fanzines. Bücher. Vinyl. Gigs. Ecetera. 
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UNGARN, EIN SICHERES DRITTLAND ? Serie, 1. Teil 

MASSENABWEISUNGEN VON FREMDEN AN 
DEN UNGARISCHEN GRENZEN! 

(A1exander) 
Zwischen dem 3. Oktober 1991, Mitter­

nacht, und dem darauffolgenden Sonntag, 
Mitternacht, sind in Ungarn im Rahmen 
einer Großmaßnahme (vergleichbar der 

. vor einigen Monaten erfolgten Riesenraz­
zien im Land) 48.863Ausländerlnnenaus 27 
verschiedenen Staalen abgewiesen worden! 
Dies teilte der Sprecher des Grenzschutzes, 
Janos Zubek, der sozialistischen Zeitung 
Nepszabadsag mit. 

Genaue Angaben, welche Ulnder hier­
von besonders betroffen waren, wollte man 
nicht geben - man wolle auf die Empfind­
lichkeit der betroffenen Ulnder Rücksicht 
nehmen, bei denen es sich in der Mehrzahl 
um Nachbarländer handle. Wie Nepszab­
, adsag anmerkt, dürfte es sich, Schätzungen 
aus anderen Quellen zufolge, beim Groß­
teil der betroffenen Personen um rumäni­
sche StaoIsbürgeTlnnen handeln. 

\ Die Einreisebestimmungen waren kü~­
lich verschärft worden. Einreisen darf nicht: 
wer nicht pro Tag den Gegenwert von 1 (){)() 
Forint in konvertibler Valuta vorweisen 
kann, wer Reisedokumente bei sich trägt, 
die den Richtlinien nicht entsprechen oder 

I zur Identifizierung ungeeignet sind, weiters 
Personen, die die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit, oder Gesundheit gefährden, 
und schließlich dürfen Leute nicht einrei­
sen, deren Auto den ungarischen Vorschrif­
ten nicht entspricht und die keine interna­
tionale Versicherung abgeschlossen haben. 

Bei Nichterfüllung einer dieser Voraus­
setzungen sind die ungarischen Grenzbe­
börden berechtigt, einem Ausländer die 
Einreise zu verweigern. Zubek führte wei­
terhin aus, die Vorschriften beträfen eben-

so amerikanische, deutsche, englische und 
italienische Staatsbürger, wie Bürger von 
Entwicklungsländern. (Na klar!) 

Auf die Frage des Berichterstatters der 
Nepszabadsag, wie denn die Grenzbeamten 
in der Lage sein, festzustellen, wer die öf­
fentliche Ordnung, Sicherheit und Gesund­
heit gefährde, antwortete ein Verantwortli­
cher des Grenzschutzes - Zubek hatte sich 
bereits entfernt! -: Na wir sind' wirklich in 
einer schwierigen Lage, wenn wir das beur­
teilen müssen! Leute, die ganz offensichtlich 
randalieren, Leute, bei denen man sieht, daß' 
sie Alkoholiker oder drogenabhängig sind, 
die kommen nicht ins Land herein! Und 
ebenso werden Leute herausgefiltert, . bei 
denen es sich deutlich erweist, daß sie krank 
sind. 

Eine streng politisch funktionale, wie­
wohl dennoch auf alle Fälle begrüßenswerte 
- auch für Österreich vorbildliche - Flücht­
lingspolitik betreibt Ungarn im Falle der 
KroatInnen. Derzeit halten sich mehr als 
35000 jugoslawische Flüchtlinge auf unga­
rischem Staatsgebiet auf. (Nepszabadsag, 8. 
10.1991) 

Und dazu meint der Grenzschutzspre­
cher Attila [(Tisan: Nicht die restriktiven 
Maßnahmen sind übertrieben, sondern die 
bisher gehandhabte Liberalität! 

Und er trifft den politischen succus, 
wenn er meint: Wir verlangen nichts ande­
res, als das,was im allgemeinen bei der Ein­
reise in die europäischen Ulnder verlangt 
wird. Und es regt sich auch.gleich der Hei­
lige Geist des U ngartums: Wir tragen Sorge 
dafür, daß UngarInnen, die ihre Heimat 
besuchen, keinerlei Nachteile erwachsen. 

Die Verordnung zielt darauf ab, das Land 
vor den SchwarzhändlerInnen zu schützen. 

Eine schwächliche Stellungnahme eines 
Liberalen. Am 8. Oktober nahm im Parla­
ment dazu der Abgeordnete Peter KadOr 
vom SZDSZ (SzabadDemokratak Szävetse­
ge, "Bund Freier Demokraten") vorsichtig 
Stellung. Er verurteile die Anordnungen, 
sie seien von Nachteil für die Auslandsbe­
ziehungen Ungarns. Außerdem seien we­
der die Vorschriften der neuen Sachlage 
adäquat, noch sei der Zeitpunkt richtig ge­
wählt. 

(Magyar Nemzet, 8.10. 1991) 

Kommentar: 'Was anderes juckt ihn 
nicht? Kranke Flüchtlinge, Flüchtlinge, die 
keine Identitätsfetzen bei sich haben - was 
machen die? Man scheint von Paltr (öster­
reichiseher Flüchtlingspollitikkoordinator, 
Anm. Tb.) gelernt zu haben! Und zum Va­
lutenzwang: obwohl sie, aufgrund der mo­
netären Weltstruktur nicht in der Lage sind, 
ihre eigene Währung komplett konvertibel 
zu machen, setzen sie jetzt die Ausgrenzung 
von Schwachwährungstouristlnnen,. und 
hiemit Angehörigen der arbeitenden 
SChichten anderer Länder; wie sie unterm 
StaatssOzialismus zynisch praktiziert wurde, 
unberührt fort! Pro Tag tausend Forint: 
was einE ausländischeR StaatsbürgerIn für 
eine Woche einführen muß, entspricht un­
gefähr einem monatlichen ungarischen 
Niedrig-/Mindestlohn!- Und noch eine Fra­
ge: Wie hoch ist der Prozentsatz der Roma 
unter den abgewiesenen RumänInnen? -
Diese Proportionen tragen einen ungesun­
den Zwist zwischen diesen unseren Konti­
nent und die anderen. 

STREIK BEI MAGYAR NEMZET! 
(Alexander; Ne~dsag,7. 10., Magyar 
Hirlap, 9. u. 10. 10.) 

Magyar Nemzetist d~ detaillierteste, plu­
ralistischste; radikaldemo,kratischste und in­
formativste Tageszeitung Ungarns. Noch. 
"Die" Zeitung der Intellektuellen. Also das 
was Liberation und Le Monde für Frank­
reich, das was mutatis mutandis il manifesto 
für Italien; das was La Jornada für Mexiko, 
Eleftherotipia für Griechenland, Infonno­
tion für Dänemark, in geringerem Maße 
Arbetet oder Dagens Nyheter für Schweden 
sind. Für ÖSterreich haben wir leider keinen 
Vergleich. Mit feiner und differenzierter 
Trockenheit werden sowohl die Agenturbe­
richte, als auch die Inlandsberichterstattun-

gen und die AJslandskorrespondentlnnen­
berichte sensibel, ausführlich und mit einem 
Mindestmaß an Bouievardhaftigkeit und 
Demagogie wiedergegeben. 

Die Zeitung hatte nicht nur die Haupt­
funktion, Ungarn durch eine umfassende 
Energiesphäre von Öffentlichkeit und 
Transparenz (auf ungarisch: nyilvanossag) 
aus der Verfassung eines autoritären 
Zwangsstaates, der hauptsächlich mit ihrer 
Hilfe zerschlagen wurde, herauszubeför­
dern, wie auch, parallel zum Detailreichtum 
dieser Glasnost, den Kapitalismus anzu­
preisen, sondern war überdies von Anfang 
an, und ist es bis heute noch, das Organ der 

Initiativen und Minderheiten. Ich mÖChte 
nur die reichhaltige Essayistik über die Ju­
denfrage, die Frage der Roma, der Verar­
mung, in etwas geringerem Maße der Ar­
beitskämpfe und Streiks erwähnen, sowie 
die zahlreichen politologischen, philosophi­
schen und soziologischen Aufsätze. Das 
Mischgebilde zwischen Reportage und Es­
sayistik, als historische und substanzreiche 
Weiterführung dessen, was das Feuilleton 
war, ist wohl, neben der politischen Essay­
tradition lateinamerikanischer Tageszei­
tungen, bei Magyar Nernzet am lebendig­
sten aufgehoben - war es \)is vor kurzer Zeit. 
Der reichhaltige "Feuilleton"-teil ist vor ei­
niger Zeit geschrumpft. Nun droht das 
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Ganze zusammenzubrechen. Wie das? 

Wie bekannt, ist das Auslandskapital 
nach'Ungarn eingedrungen, im Printsektor 
ist es perzentuell am pfäsentesten. Die nun­
mehr reiCheren Konkurrenz-Zeitungen 
bieten schon seit mehr als einem Jahr Ge­
hlUter an, die etwa drei Mal so hoch'sind, wie 
die bei Magyar Nemzet angebotenen - eine 
drohende Ausblutung. 

Vor etwa einem Jahr trug sich eine radi­
kale Auseinandersetzung zwischen einem 
großen Teil der GesChäftsleitung und einem 
Großteil der Redaktion zu. Letzterer, die 
besten VertreterInnen der aufgeklärten In­
telligenz in Ungarn (was dort kein Schimpf­
wort ist)" plädierte für ein Kaufangebot, das 
von Bonniers (Dagens Nyheter) eingegan­
gen war; die Chefs für ein auffallend unmit­
telbardarauf eingegangenes AngebQt von 
Hersant. Hersant gibt unter anderem das 
nationalistische und xenophobe, erzreaktio­
näre Blatt Le Figaro heraus. Die Option der 
Redaktionsmehrheit war für die Schweden 

. - Dagens Nyheter stand für Klarheit, Aus­
gewogenheit, sorgfältige Liberaliät, den 
Wohlfahrtsstaat - also für all die Bedürfnis­
se einer radikalen Zivilgesellschaft, die im 
Osten in diesen Musterstaat hineinproji­
ziert werden - auch versus die demagogi­
schen und von den Intellektuellen verachte­
ten ungarischen Massenblätter von Sprin­
ger- (etwa das Boulevardblatt REFORM) 
und österreichischem Kapital. Die Ausein­
andersetzung wurde über Wochen erbittert 
und mit einer Offenheit- auch auf den Sei­
ten des Magyar Nemzet! - ausgetragen, wie 
· man/frau es sich hierzulande kaum vorstel­
lenkann. 

Vor einigen Wochen wurden nun ein-
" fach 9 RedakteurInnen endassen. Das brach­
te das Faß zum Überlaufen. Die Nachricht 
stand dürr in einer winzigen Notiz auf einer 
der letzten Seiten. Die Chefs, besonders die 
Franiosen, waren nicht verhandlungsbe­
reit. Das Streikkomitee bat uni. die guten 
Vermittlerdienste des Staats- und des Mini­
sterpräsidenten. Ein bißchen doof im Falle 
AntalJs, denn der hatte seinerzeit eindeutig 
die Schweden defavorisiert und sich für 

: Hersal,1,t eingesetzt, was von den radikallibe-
· ralen Intellektuellen mit 'vehementer Kritik 
als massive Staatsintervention abgelehnt 
wurde. Hersant war übrigens ein Vichy-

· Kollaborateur. Auch das, und seine derzei­
tige politische Funktion in Frankreich, ist in 
Ungarn nicht ganz unbekannt. 

Nachdem vor< einigen Wochen bereits 
. ein - erfolgloser - zweistündiger Warnstreik 

stattgefunden hatte, wird nun, ab Mittwoch, 
den 9. Oktober, die Zeitung, ganz bestreikt -
sie kommt nicht mehr heraus. Der Streik 
scheint derzeit noch anzu~auern~ LautPeter 
Kertesz, dem Sekretär der Betriebsgewerk-

schaft und V orsitzden-' ~~~~ 
dem des Streikkomite­
es, streiken insgesamt 
40 Leute! Darunter ein 
Großteil des innenpoli­
tischen, desaußenpoli­
tischen und des Kultar­
ressorts. Anlaß des 
Streiks sind die fort­
währenden Verstöße 
gegen die bestehenden I»,,})"3\'J, 
arbeitsrechtlichen Be­
stimmungen, gefor­
dert wird die.Zurück­
nahme der Kündigun­
gen. 

Die Chefs haben 
. sich bis jetzt auf Ver- " ... ,., ..... ,.-

handlungen nicht ein­
gelassen. 

Während einer Ge­
neralversammlung des 
MUOSZ. (Magyar 
UjsagirOk Orszagos 

Szövetsege, La n d es- '2ill..1illlJiJl2J2Lill..2Jill..21l122EJlWEJ1i.EJE 
verband der ungari- Li 

sehen Journalisten), die in der 
vergangenen Woche statt­
fand, wurde grünes Licht für 
einen Solidaritätsstreik gege­
ben. 

Es ist dem Westen schwer 
verständlich zu machen, was in 
Ungarn lebendiger, selbster­
kämpfter, ungegängelter 
Journalismus bedeutet. Wie 
im Falle des profil, hat dieser 

'Streik einen manifesten ln-' 
halt: ein unmittelbares, aktuel­
les Konfliktbündel, und einen 
Tiefenaspekt. Die Kultur­
schaffenden des Landes sind 
es insgesamt leid geworden, 
daß immer wied(!r von der Re­
gierung und den Behörden in 
ihre Belange und Entschei­
dungen eingegriffen wird. So 
haben sie sich den Übergang 
nicht vorgestellt. Gleichzeitig 
dazu finden im Schulsektor 
und beim Rundfunk ähnliche 
Interventionen statt.. Der 
Streik bei Magar N emzet -von 
der österreichischen Presse bis 
jetzt ebenso wenig beachtet, 
wie im vergangenen Dezem­
ber die Kundgebung der 
10.000 LehrerInnen! - ist ver­
mutlich der Auftakt zu einer 
längeren Serie von Arbeits­
kämpfen, die sich wahrschein -
lich immer präziser und expli­
ziter auch gegen d~s Auslands­
kapital richten werden. 

.... 
'\

' ... " , ;'"':X,,, 

Andere über un.: ·D~r Inhalt de. Druck­
werk. UNFASS8A geflhrde, da. Ziel de. 
Vollzug. und die SIcherhe" und Ordnung 
der Ans1alt erh*,bllch. Die ge.am,e Au.­
gabe I., von einer aglta'or/.chen, aut 
Aufwiegelung de, O.fang.n." ge'loh'. 
'e" Orund'endenz... Anarchie wird ver­
herrlich', zum Wlde,,'and wird aufgeru­
fen ... • (au. einer kla.ilschen Anhaltever. 
fQgung,~ 

UNFASSBA glbts für 4,- Mack In Brlefmar. 

ken. Abo 20,-. Wledervetkauf: 10 8tOo1c 
SO,-.Muck. Alle. nur bar.und gegen Vor. 

ka .... Alle 2 MOnate neu bei: UNFI, elo 
Umwl/z.zen'rum, Scharnho,.,.". 57, o-w 
4400 MOn.'.,. 



. betrifft: 

: kurzes 
o 

Die systematische Verbreitung von 
: "Kurzmeldungen" war bisher innerhalb der 

Redaktion auf entschiedenste Ablehnung 
• gestoßen. Inhaltslose Halbmeldungen war 
kritisiert worden. ' 

Inzwischen stehen wir aber vor einem 
; anderen Problem: Viele Informationen, die 
wir für wiChtig erachten, können wir nicht in 
die Zeitung aufnehmen. Denn zum ersten 
~ehlt die notwendige Arbeitskraft, alles und 
Jedes zu recherchieren, und zum anderen 
fehlte, würde wirklich immer recherchiert 
der Platz, das alles abzudrucken....... ' 

Ab jetzt gibts also doch "Kurzmeldun­
,gen", die nicht den Anspruch haben, die 
l angesprochenen Probleme, Ereignisse etc 
vollständig zu behandeln. Wir halten es aber 

., für wichtig, daß den werten LeserInnen 
(. ~berhaupt die Möglichkeit geboten wird, 
: Sich eventuell anderswo weiter zu informie­
, ren oder einen längeren Beitrag zu diesem 

oder jen~I!l:_,bei-uns- einzufordern, besser: 
;~zri schreiben und uns zu schicken: 

Die Quellen sind nie eindeutig zu benen­
nen: Oftmals holen wir auS verschiedenen 
Zeitungen unterschiedliche Infos, die erst 
gemeinsa~ einen wesentlichen Inhalt erge-. 
ben. Zummdest vorläufig soll daher keine 
Einzelquelle angegeben werden. Stattdes­
sen werden wir ein Register der von uns 
verwendeten Quellen anführen. In dieser 
Ausgabe des TATblatts waren das 

• Euskadi Information; Zürich 
• w.as lefft; Stadtzeitung für ~ürnberg 
• Blickwecbsel, schwullesbische Zeitung 

für JedeN; linz 
• Die Alternative; Wien 
• Antifaschistisches Info; Berlin 
• Die Bergbauern; Wien 
• Interim; Berlin 
'. Agitare Bene - gut schütteln; Köln 
• Kurdistan Rundbrief; Köln 
• Angehörigen Info; Köln 

.,. • Salzburger Nachrichten; Sal'zburg 
,(Aha!) 

• Lateinamerika anders; Wien 
• Infodienst EI Salvador; Berlin 
• Lateinamerika Nachrichten; Berlin 
• Megaphon; Zürich 
• Telegraph; Berlin 
• Politische Berichte; Köln 
.APIA;Wien 
• AKIN; Wien' 

mehr oder weniger - Kurzes 

.) taz; Berlin (vervollständigen sie bitte 
folgende Parole: "FAZ und taz, eine H ... ") 

• ProWo; Berlin 
• tamtam, Wien 
sowie Meldungen aus einer Mailbox, die 

mir zur Zeit nur unter dem Namen "die 
Mailbox" bekannt ist. 

Atomindustrie 

Auf dem Gebiet von 17'''Indianer''-Re­
servaten wird seitens der US-amerikani­
schen Regierung Atommü,lI gelagert, gegen 
diese und weitere leisten die Reservatsbec 
wohnerInnen Widerstand. Ebenso wird ge­
gen den Uranabbau auf "Indianer"-Terri­
tori um gekämpft. Um auf die von der 
Atomindustrie bedrohten Lebensräume so­
genannter "Urbevölkerungen" ,aufmerk­
sam zu machen, veranstaltet ein "World 
Uranium Hearing", eine Plattform für von 
Uranabbau, Atomversuchen und Atom-­
müllendlagerung Betroffener ,im Septem­
ber 1992 eine Konferenz in Salzburg. Der 
Termin wurde nicht zufällig gewählt: Die 
Veranstaltung findet 500 Jahre nach Be­
ginn des Kolonialismus und 50 Jahre nach 
Durchführung der ersten atomaren Ketten­
reaktion in den USA statt. 

, KriegsdienstvelWeigerer 

Bereits zum dritten Mal wurde am 
13.September ein israelischer Staatsange­
höriger zu einer Gefängnisstrafe verurteilt, 
weil er sich weigert, seinen Militärdienst in 
den von Israel 1%7 besetzten Gebieten ab­
zuleisten. D er 19 Jährige Barak Ben Gal 
wurde von amnesty international als Gewis­
sensgefangener adoptiert. 

Prozeß wg. Wiederbetätigung 

Gegen den Herausgeber der rechtsradi­
kalen Zeitschrift "Sieg", WaIter Ochensber­
ger, läuft ein Verfahren wegen nationalso­
zialistischer Wiederbetätigung nach§3g 
Verbotsgesetz. Ochensberger wird vorge-­
worfen, in seiner Zeitung "gegen das jüdi­
sche Volk und seine Angehörigeogehetzt, 
Ausländerfeindlichkeit geschürt, die Rein­
heit der germanisch-arischen Rasse und na­
tionalistischer Vorri~g des 'reinzuhalten­
den' deutschen Volkstums in einem einheit­
lichen deutschen Reich unter Einschluß 
Österreichs gefordert und propagiert, die 
Eigenstaatlichkeit Österreichs geleugnet, 
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Maßnahmen einschließlich der Entfesse­
lung des zweiten Weltkrieges und Zielset­
zungen des von Adolf Hitler beherrschten 
'Dritten Reichs', insbesondere menschen­
rechtswidrige Gewaltinaßnahmen des da­
maligen Regimes, objektiv. einseitig und 
propagandistisch vorteilhaft dargestellt" zu 
haben. In der Anklageschrift wird die 
Rechtfertigung der Existenz von Konzen­
trationslagern sowie die Verharmlosung 
der dort durchgeführten Morde durch die 
Zeitschrift "Sieg" hervorgehoben. Theore­
tisch drohen Ochensberger nun 5 bis 10 
Jahre Haft. In der Praxis kann er aber ruhig 
schlafen. Der Versuch der Staatsanwalt­
schaft, die Verleugnung der Massenverga­
sungen in Konzentrationslagern zu bestra­
fen, ist schon mehrmals schief gegangen. So 
wurde Ochensberger bereits mehrmals von 
Geschworenen freigesprochen: Und ein 
Verfahren gegen "Halt"-Herausgeber 
Gerd Honsik schläft seit mehr als 3 1/2 
friedlich vor sich hin. 

Rassismus 

In ihrer Angst, bei den Wiener Gemein­
deratswahlen von der FPÖ stimmenmäßig 
überholt zu werden, setit die ÖVP im 
Wahlkampf nun an, ihrerseits die FPÖ zu 
überholen. Mit einem ganzseitigen Inserat 
im Wiener "Stadt journal" (Ausgabe 10/91) 
zeigt die ÖVP, was ihr Wille ist: "Nur eine 
geordnete Ausländer-Politik vermeidet die 
Überfremdung unserer Stadt. ( ... ) Erst 
wenn die in Wien bestehenden Probleme 
desWohnens, der Arbeit, der Sicherheit 
und der schulischen Bildung von :Auslän­
dern und ihrer Kinder gelöst sind, erst dann 
ist für Wien an eine streng begrenzte und 
überwachte Jahresquote von Aüchtlingen 
oder Einwanderern zu denken. ( ... ) Eine 
Einwanderung soll nur dann möglich sein, 
wenn die Bewerber in Österreich beruflich 
gebraucht werden und ihre Voraussetzun­
gen, wie Sprachkenntnisse, Gesundheit und 
Straffreiheit schon in ihrem Heimatland 
den dortigen österreichischen Behörden 
nachgewiesen haben" (Hervorhebung im 
Original). 

BRD: Hungerstreik 

Die Gefangenen aus der RAP, Karl 
Heinz Dellwo; Lutz Taufer und Knud Fol­
kerts, die als Kleingruppe im Gefängnis von 
Celle isoliert sind, befinden sich seit 23.Sep-
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tember im befristeten Hungerstreik. Anlaß 
des Hungerstreiks ist die Verunmöglichung 
. eines Rundfunkinterviews mit den drei Ge­
fangenen durch die "rot-grüne" Landesre­
gierung von Niedersachsen. Das nieder­
sächsische Justizministerium ~11 nur ein 
schriftliches Interview zulassen. 

Dem Konflikt zugrunde-liegt eine Erklä­
rung der Gefangenen aus dem Jahre 1988, 
in der sie eine Auseinandersetzung über die 
Geschichte der BRD, der RAF sowie der 
Gefangenen mit verschiedensten gesell­
schaftlichen Gruppen anregten. Alle Versu-

. che, Gesprächsgruppen mit VertreterInnen 
der katholischen und eyangelischen Kirche 
oder Amnesty Internationals zusammen zu 
bringen, wurden aber vom Justizministeri­
um aqgewürgt: Die justizministeriellen ste­
hen auf dem Standpunkt, daß solche Ge-

spräche "schädlich" seien. Die Gefangenen 
meinen, daß mit dem Wort '~schadlich" nur 
schadlich für die Desinfdrmationskampa­
gne der Bundesanwaltschaft gemeint sein 
kann: In einem Interview hatten die Gefan­
genen die Möglichkeit, erstmals öffentlich 
zu Vorwürfen Stellung zu nehmen; etwa 
jenen, die besagen, daß RAF-Aktionen aus 
den Gefängniszellen heraus gesteuert wur­
den, daß die Anwälte der Gefangenen "Ter­
rorkuriere" waren oder in den Zellen gehei­
me Todeslisten angelegt würden. 

Das Verbot, die Stimmen der zum Teil 
schon mehr als ein Jahrzehnt von ihrer U m­
welt isolierten Gefangenen im Radio zu 
senden, soll wohl helfen, die Existenz politi­
scher Gefangener in der BRD zu verschlei­
ern und so jeden Gedan\Cen an Kommuni­
kation zwischen "drinnen" und "draußen" 
von vornhereiJ;l zu unterbinden. Anders als 
den Gefangenen, die Jich politisch zur RAP 
bekennen, war es nämlich jenen, die sich 
von der RAF distanziert haben, sogar mög­
lich, im Fernsehen aufzutreten. 

nicht schlappmachen 
Besetzung des Justizministeriums in 

Schleswig Holstein 

Eine Gruppe von "Freundinnen und 
Freunden der Politischen Gefangenen" in 

. der BRD besetzte am 18.September das 
Justizministerium Schleswig-Holsteins in 
Kiel. Die Besetzerinnen wollten erreichen, 
daß die in KIeinstgruppen isolierten politi­
schen Gefangenen inschleswig-holstein­
schen Gefängnissen nicht getrennt, und die 
Gruppen erweitert werden. Weiters forder­
ten sie die Zusammenlegung aller Gefange­
nen, die dies für sich verlangen, sowie freie 
Kommunikation und Arztwahl sowie Frei­
lassung haftunfähiger Gefangener . Nach et­
wa 2 1/2 Stunden Besetzung und einem 
ergebnislosen Gespräch mit einem Staats­
sekretär entfernte die Polizei das Transpa-

rent der Besetzerinnen vom Balkon des Mi-. . 
nisteriums. Gegen die Besetzerinnen wur­
den Verfahren wegen "Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung" (§ 129a) einge­
leitet. 

"Linker" Eisenbahnanschlag? 

Ralf Gauger und Knud Andresen, jene 
beiden Männer, denen das Landeskrimina­
lamt Hamburg vorwirft, sie hätten Beton­
und Holzteile auf Bahngleise gelegt, um 
einen Zug zum Entgleisen zu bringen 
(TATblatt -43), haben sich in einer Erklä­
rung zu Wort gemeldet. Die beiden Gefan­
genen, beide auf dem im Sommer von der 
Polizei überfallenen und geräumten Park­
Gelände der "roten Flora" in Hamburg 
(TATblatt -43) aktiv, stellen fest, daß sie mit 
dem Anschlag auf die Bahnlinie nichts zu 
tun haben. "Aus unserer persönlichen und . 
politischen Geschichte als Teil der radikalen 
Linken ist so ein Anschlag auch völlig aus­
geschlossen. ( ... ) Eine Aktion, die irgend­
weiche Menschen, in irgendeinem Zug, zu 

irgendeiner Zeit gefährdet, wäre das ge­
naue Gegenteil zu unserem Denken. Der 
Anschlag ist nichts als terroristisch - schon 
deshalb gibt es für uns keinen Grund, etwas 
derartiges zu tun. Er reiht sich vielmehr ein 
in die Geschichte von terroristischen An­
schlägen wie das von Faschisten auf das 
Oktoberfest 1980 in München verübte At­
tentat. Oder wie der vom Verfassungs- . 
schutz inszenierte Anschlag auf den Ham­
burger Hauptbahnhof 1975. Der Grund, 
daß wir trotzdem im Gefängnis sitzen, ist 
rechtlich gesehen der, daß die Beamten des 
Landeskriminalamtes Hamburg Thoms 
und Martens aussagen, sie hätten uns an der 
Bahnstrecke mit Betonplatten hantieren se­
hen. Diese Aussagen sind gelogen!" . 

Die Beamten behaupten, Knud und Ralf 
zwar gesehen zu haben, daß sie aber nicht in 

der Lage waren, den "Anschlag" zu ver­
hindern. 

Haiti 

Der Putsch des Militärs gegen den 
Befreiungstheologen und Präsidenten 
Haitis Aristide vor zwei Wochen war 
nach Angaben der neuen Machthaber 
angezettelt worden, um die "Autonomie 
des Militärs gegenüber der Regierung 
wiederherzusteIIen"(Juntageneral Raul 
Cedra). Um genau diese "Autonomie" 
zu durchbrechen war Aristide mit Hilfe 
des überwiegenden Teils. der Bevölke­
rung angetreten. Bereits in der Nacht 
vom 6. auf den 7 Jänner 1991 putschten 
Angehörige der Tonton-Macoutes, des 
Repressionsapparates des ehemaligen 
Diktators Duvalier, um einen Machtan­
tritt Aristides zu verhindern. Zu Tausen" 
den ging die Bevölkerung auf die Straße 
und zwang so das Militär, gegen die Ton­
ton-Macoute~ vorzugehen. Die Massen­
proteste der Bevölkerung können sicher­
lich als Einschränkung der militärischen 
Autonomie bezeichnet werden, stamm­
men doch alle Offiziere der Armee noch 

aus der Ära des verhaßten Duvalier-Regi­
mes .... ! 

Am 30Juli war der Chefputschist des 
6.Jännerzu lebenslanger, 21 seiner Gefolgs­
leute zu bis zu 10 Jahren Haft verurteilt 
worden. Wieder hatten Tausende Jugendli­
che in den Straßen Port-au-price für eine 
exemplarische Bestrafung der Putschisten 
demonstriert. Und als Mitte August die 
Präsident Aristide nahestehende Regie­
rung vom Parlament abgesetzt werden soll­
te, weil sie die Auswechselung Duvalierge­
treuer Verwaltungsbeamter und Offiziere 
recht entschieden betrieb, war dies der Be­
völkerung der Hauptstadt wieder Grund 
genug zu demonstrieren. Letzter Auslöser 
des Putsches dürfte die Einsetzung einer 
Kommission zur Untersuchung aller Ver­
brechen des Militärs, der Tonton-Macoutes 
und der Verwaltung in der "Ära Duvalier" 
durch. den Präsidenten gewesen sein. Die 
Kommissio~ sollte 'dieser Tage mit ihrer Ar­
beit beginnen und binnen vier Monate ei­
nen Bericht verfassen. . 



i Angesichts der starken Verankerung 
'I Aristides in der Bevölkerung Haitis und der 
[Tatsache, daß immer mehr BewohnerIn­
'I' nen des Landes bereit sind, für ihre Interes­
,sen auf die Straße zu gehen, müssen wir 
! befürchten, daß weit mehr als die von den 
iMedien kolportierte Zahl von 250 Men­
,sehen seit dem Putsch ihr Leben gelassen 
i haben. 

, Chile: Aus politischen Gründen arbeits­
los 

l\Il die 60 000 Menschen sind in Chile 
aus politischen Gründen ohne Arbeit. Die 
,sogenannten "politisch Befreiten", wie die 
i seit dem Machtwechsel vor t6 Monaten be­
(freiten eheinaligen politischen Gefangenen' 
: genannt werden, müssen sich meist mit Ge-' 
ilegenheitsjobs durchschlagen, die Jahre im 
i Geßlngnis werden ihnen nicht zur Berech­
inung der Alterspension angerec!met. Die 
I
1 

Regierung anerkennt nur jene als unter­
,stützungswürdig, die binnen der ersten 6 
!Monate nach dem Putsch (1973) entlassen 
lader verhaftet wurden. Das sind aber nur 
'etwa 20% der Betroffenen. Die aus politi-
• sehen Gründen Arbeitslosen organisieren 
,sich nun und veranstalten Aktion (z.B. 
" Hungerstreiks), um auf ihre Lage aufmerk­
'sam zu machen. 

Türkei: Streik in Panzerfabrik 

Nachdem 200 von 450 Arbeiter gekün­
, digt worden waren, besetzten die Arbeiter 
" einer PanzemlOtorenfabrik in Istanbul am 
l1.September die Fabrik und stoppten die 
Produktion. Am t2.September beteiligten 
sich die Angehörigen der Streikenden mit 
Aktionen vor dem Fabrikstor am Streik. 

: Die Frauen der Streikenden kündigten in 
i Reden an, solange vor der Fabrik zu blei­
I ben, bis alle gekündigten wieder eingestellt 
,werden. . 

Studentin aus dem Fenster ~eworfen 

Am 3.September überfielen Spezialein­
heiten der türkischen Polizei Studentinnen, 0 

die innerhalb der Istanbuler Universität ei­
nen Büchertisch aufgestellt hatten. Eine der 
:Interessierten, die 18 jährige Seher Sahin 
wurde im Verlauf der Aktion vOn Polizisten 

: vor Hunderten von Zeuginnen aus dem 
Fell$ter geworfen. Den Eltern der Ermor­

, detenwurde zuerst mitgeteilt, ihre Tochter 
:ware von einem Auto überfahren worden. 
Nach veröffentlichung von AugenzeugIn­

.nenberichten in Zeitungen mußte diese 
Version durch eine Selbstmordversion er­
. setzt werden. 

i Staatsterror vor KommuUillwahlen. in 
Türkei 

1 
! Die kurdische "Partei der Arbeit des 
!Volkes" (HEP) wurde unter dem Vorwand, 
!sie ware 6 Monate vor der Wahl nocp. nicht 
als Partei konstituiert gewesen (wie es das 
Wahlgesetz verlangt), von der Teilnahme 

keine Bilder??? 

an den Kommunalwahlen in der Türkei und 
im türkisch besetzten Teil Kurdistans am 
2O.0ktober ausgeschlossen worden. Dieser 
Ausschluß dürfte darauf zurückzuführen 
sein, daß jüngste Umfragen, etwa in Diyar­
bakir, der HEP 51 % der WählerInnenstim­
men, der regierenden ANAP-Partei jedoch 
nur 20% vorhersagen. Hand in Hand mit 
dem Ausschluß der HEP geht auch ver­
stärkter staatlicher Terror gegen ihre Funk­
tionärInnenund SympathisantInnen. Nach 
der Erschießung des HEP-Vorsitzenden 
von Diyarbakir (TATblatt -43) und Bom­
benanschlägen gegen Funktionärinnen 
setzte nun eine Verhaftungswelle gegen 
Sympathisantinnen der HEP ein. 

Kurdistan: BesucherInnen sollen sich 
vorher melden! 

In einer Erklärung forderte der General­
sekretär der PKK alle Kurdistanreisenden 
auf, sich zukünftig vor Reiseantritt bei Kur­
distan-kommitees Reisegenehmigungen zu 
besorgen. So sollen Reisenden innerhalb 
des Einflußbereichs der Nationalen 13efrei­
ungsfront Kurdistans ERNK Schwierigkei­
ten aus dem Weg geräumt werden. Eine 
solche Vorgangsweise sei notwendig gewor­
den, nachdem sich eben jener Einflußbe­
reich der ERNK erheblich vergrößert habe 
und diese nun in den von ihr kontrollierten 
Gebieten quasi die Rolle einer staatlichen 
Autorität wahrnehmen muß. Die von den 
Kurdistan-Kommitees ausgestellten und 
unterschriebenen Reisedokumente wer­
den, so versichert die ERNK, von allen Teil­
organisationen in allen unter ERNK-Kon­
trolle stehenden Gebieten anerkannt. 

Kommentar eines T ATblättlings: Kein 
eurochauvinistisches Gemurre bitte! 1) Un­
terstützt diese Maßnahme den Kampf der 
KurdInnen, weil einerseits die Strukturen 
der ERNK anerkannt werden mÜssen und 
andererseits sichergestellt werden kann, 
daß Kurdistanreisende nicht für die türki­
sche. Armee arbeiten. 2) hilft es, die Struk­
turzerstörung durch Euro-Tourismus zu 
verhindern oder zumindest zu begrenzen, 
und 3) tut es uns auch 'mal ganz gut zu 
spüren, wie es Menschen aus der sog. 
"3.Welt" geht, wenn sie ein Visum wol~ 
len ..... 

ISEF -Mitarbeiter rehabilitiert 

Vor etwa einem Jahr durchsuchte die 
Staatspolizei die Räumlichkeiten und Com­
puter des Institutes für sozioökonomische 
Studien der Akademie der Wissenschaften. 
Mehrere Mitarbeiterinnen des Institutes 
wurden beschuldigt, Speicherkapazität der 
Institutscomputer für eigene - staatsfeind­
liche - Machenschaften mißbraucht und 
so das Delikt der Veruntreuung begangen 
zu haben. Zwei Mitarbeiter wurden fristlos 
entlassen, weil sie Infobroschüren für Aus­
länderinnen bzw. Briefe an die KPÖ auf 
den Computern getippt hatten. Viele Mit­
arbeiterInnen vermuteten aber, daß Durch­
suchung und Entlassungen als Bestrafungs-
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aktion gegen die eher aufmüpfige Beleg­
schaft mit dem Ziel der Neugründung eines 
weniger aufmüpfigen Institutes gedachtwa­
ren. Nachdem nun die Vorwürfe gegen das 
Institut vom Wissenschaftsministerium ge­
prüft worden waren, mußten die inzwischen 
ehemaligen Mitarbeiter rehabilitiert wer-
den. . 

Shoot to kill in Euskadi 

Am 17.August dieses Jahres veranstalte­
te die spanische Guardia Civil in Dono­
stia/San Sebastian eine Großaktion gegen 
angebliche "Terroristen" der ETA, in deren 
Folge ein Lokal der Partei Herri Batasuna 
(in Donostia stimmenstarkste Partei) 
durchsucht, vier mutmaßliche ETA-Ange­
hörige festgenommen unQ drei weiter regel­
recht exekutiert wurden. 

Über vier Stunden belagerte ein Sonder­
kommandoein Haus, in dem es das Coman­
do Donosti der ETA vermutete. Vier Stun­
den lang wurde die belagerte Wohnung mit 
Reizgas, Rauchbomben und Spezialge­
schossen zur Störung der Orientierungssin­
ne sturmreif geschossen, ehe die Polizei ins 
Innere eindrang und die anwesenden aus 
nächster Nähe erschoß. Zwar wiesen alle 
Leichen nach dem mehrstündigen Beschuß 
seitens der Polizei mehrere Verletzungen· 
auf, jedoch waren laut gerichtsmedizini-

. scher UntersUChung keine dieser Verlet­
zungen tödlich. Zum Tode der drei Etarras 
führten in einem Fall ein aus 25cm abgege­
bener Schuß in den Kopf, in den beiden 

\ 

LATEI~AMERIKA I~ rJNACHRICHTEN 

bringen Jeden Monat Aktuelles und 
Hintergründe 

• über Guerilleros, Generäle und 
Genlabors 

• über Filme, fidel und Finanzen . 
• über Atomanlagen, Armut und 
Aufstandsbekämpfung 

• über Weltbank, Wohl- und 
Widerstand 

• über Linke, Liebe und Landreform 
• über Bush, Bananen und Befreiung 
• über Urwald, Urlaub und, und, und ... 
Seit 18 Jahren abhängig nur vqn ihren 
Abonnentlnnen, selb:-t-verständlich­
kr~isch 

• 3~Monate-Probeabo (verlängert sich 
nicht automatisch) 10r zehn DM • 
Vorkasse (Geld, Scheck, Briefmarken) .. 

* .im Jahreabo Inkl. Porto DM 55,­
(70,- Luftpost/Ausland) 

beim LN-Vertrieb, Gnelsenaustr.2, 
. 1000 Berlln 61, Tel. ~94 61 00 
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anderen Schüsse aus direkt an Brust bzw 
Kopf angesetzten Polizeipistolen. 

Nach Bekanntwerden des gerichtsmedi­
zinischen Gutachtens modifizierte die Gu­
ardia Civil ihren ersten Bericnt, wo­
nach die drei Etarras im Zuge eines 
Feuergefechts ums Leben-gekommen 
seien: Die Schüsse aus nächster Nähe, 

. erklärt sie, mußten abgegeben wer­
den, nachdem das Sonderkommando 
beim Sturm der Wohnung in eine \'. 
Notwehrsituation geriet. 

Obwohl die Guardia Civil wirklich 
alles unternommen hatte, um die Öf­
fentlichkeit auszusperren und nach 
der '1 Aktion" ~bst mehrere hundert 
Meter vom Ort des Geschehens ent­
fernt aufgenommene Photos und 
Tonbänder zerstört oder beschlag­
nahmt wurden, berichten die wenigen 
verbliebenen ZeugInnen davon, daß!Cf 
lediglich zwei Schüsse aus der Woh- 13 
nung heraus abgegeben worden wa- I~ 
ren, daß es also nie ein Feuer"gefeeht" ~ 
gegeben habe. ~ 

Nur 12 Tage später erschoß die 
"Antiterror" -Gruppe der baskischen 
Polizei "Erranza" einen mutmaßli­
chen Angehörigen des ETA Coman- : 
do Bizkaia. Drei Personen waren in 
einem Park von der "Ertanza" umzin­
geltworden, die auch sofort das Feuer 
eröffnete und eine Person tötete, eine 
andere schwer verletzte (die dritte 
Person konnte glücklicherweise eilt- i 2: 
kommen). Nach Polizeiangaben hät-I co: 
ten die drei versucht, eine Zivilstreife ~ 
zu kapern und samt Besatzung zu ent- ~ 
führen. ~ 

"Tl 

bald ist's vorbei 

Südafrika: "neue" Verfassung 

InZwischen ist klar geworden, welches 
"Friedens"Programm unter anderem die 

Der schwerverletzte Jose Mari .'§c 
Mendinueta berichtete im Spital, daß l iil ........ ~ .... 
sie gar keine Gelegenheit zur Gegen- . österreichisch.e Regierung mit der Aufhe-
wehr, g~hweige denn für eine Entführung bung der Sanktionen gegen Südafrika be-
gehabtt also nicht auf ,die "Ertanza" ge- lohnen will. Die regierende "Nationale Par-
schossen hätten. Der erschossene Juan Ma- tei" (NP) De Klerks hat ihre Vorstellungen 
ria Ormazabal wäre verletzt am Boden ge- von einer demokratischen Verfassung ver-
legen und hätte "Gora Euskadi ta Askata- öffentlicht: 
suna'~ (Hoch die ETA) geschrien, worauf- Unter dem Stichwort "Dezentralisie-
hin er erschossen worden wäre. Auch hier rung" sollen sich die Gemeinden selbst Ver-
spricht das gerichtsmedizinische Gutachten fassungen geben und somit selbst entschei-
eine klare Sprache: Der tödliche Schuß war den können, wie etwa die Hälfte der Steu-
aus 10 cm Entfernung abgegeben worden. ereinnahmen der jeweiligen Gemeinde ver-
'Zuvor war der Getötete bereits von drei waltet werden sollen., wer zuwandern darf 
Kugeln verletzt worden. und wer nicht, wie die Schule organisiert 

Nach beiden Vorfällen quasi "stand­
rechtlicher Erschießungen" von Etarras 
kam es in mehreren Städten Euskadis zu 
schweren Auseinandersetzungen zwischen 
Demonstrimtlnnen und Polizei. Die "Er­
tanza" schoß in Donostia mehrmals in die 
Menge, als DemonstrantInnen den Sitz der 
Zivilregierung stürmen wollten. Nach der 
Polizeiaktion vom 29.8. wurden von der 
"Sozialistischen ~atriotischen Koordina­
tion" KAS, einem Zusammenschluß meh­
rerer linker baskischer Gruppierungen, in 
mehreren Orten ausgerufene General­
streiks massiv befolgt. 

Wird usw .. Der deklarierten Apartheid soll 
somit die Festschreibung des mit Apartheid 
geschaffenen Zustands über Jahrzehnte hin 
folgen. Die bisherigen ''weißen'' Gemein­
den würden sich gegen den Zuzug von 
Schwarzen verschließen, Maßnahmen zur 
Verbesserung der sozialen Situation der 
Schwarzen müßten ohne Steuergelder der 
wohlhabenden Weißen finanziert werden. 

Wiederauferstehen soll in der von der 
Nationalpartei geplanten Verfassung das 
Zensus-Wahlrecht. Zwar soll die Hälfte der 
Abgeordneten zu den Kommunalparla­
menten direkt gewählt werden, die andere 
Hälfte aber könnte aufgrund eines Drei­
Klassen-Wahlrechts zustande kommen. Je 

höher die Steuerleistung eines oder einer 
Wahlberechtigten eingeschätzt wird, umso 
mehr zählt seine oder ihre Stimme. Mit die­
sem Modell soll die weiße Vorherrschaft 

über die schwarze Bevölkerungsmehr­
heit auf Jahrzehnte hinaus "demokra­
tisch" legetimiert werden. 

Für den Zentralstaat plant die NP 
die Einrichtung eines Zwei-Kammern­
Systems. Die erste Kammer, der Kon­
greß, soll algemein und gleich gewählt 
werden, in der zweiten jedoch, dem Se­
nat, sollen alle Parteien, die über einen. 
Mindeststimmenanteil verfügen (z.B. 
10%), mit gleicher Stimmenanzahl ver­
treten sein. Dem Senat soll gegenüber 
EntSCheidungen des Kongresses ein 

• absoluteS Veto-Recht eingeräumt wer­
den. Auf diese Weise bleibt der schwar­
zen Mehrheit entweder die Chance, 
sich in wenigen großen MaJ;senparteien 
zu organisieren, und iinSenat Über­
stimmt zu werden, oder sich zu spal-
ten ...... . 

Boykottiert Waren aus Südafrika !!! 

Good news !!! Oder auch nicht... 

Das Arbeitsgericht Wien hat Mitte 
Juli entschieden, daß Zeitungsverkäu­
fer an Straßenkreuzungen zwar keine 

l, Angestellten, sehrwohl jedoch eine 
. Hilfsarbeitertätigkeit verrichten. Dies 
bedeutet, daß Kronenzeitung und Ku­
rier, gegen die der Musterprozeß ange­

worden war, mehrere Millionen 
an vorenthaltenen Löhnen und Sozial­
leistungen an Zeitungsverkäufer nach­
zuzahlen hlUten. Es bedeutet aber 
auch, daß Zeitungsverkäufer, die alle­
samt nicht die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzen und daher von 
der Verwaltung nicht zum Herren-

menschendasein zugelassen werden,:in Zu­
kunft Beschäftigungsbewilligungen vorwei­
sen müssen. Dies wird aber hicht möglich 
sein, da Beschliftigungsbewilligungen für al­
le Zeitu"ngsverkäufer ohne österreichische 
Staatsangehörigkeit die erst kürzlich festge­
legten rassistischen "Ausländer'~Kontin­
gente übersteigen würden. 

Österreichischer Alltag: Menschen ohne 
österreichische Staatsangehörigkeit sind 
willkommen, solange sie Sklavenarbeit ver­
richten, sich verstecken und kuschen. So­
bald sie gerechteren Lohn wollen, sollen sie 
verschwinden ..... 

Bauernaufstand in Salzburg? 

Als Opfer einer moderneren Variante 
des Bauernlegens Wähnten sich Milchbau-

. ern in Salzburg. U!l1 die "Wettbewerbsfa­
higkeit der Molkereien in der EG zu stär­
ken" sollten nach dem Willen der Milch­
funktionäre die drei selbstständigen Molke­
reien des Landes Salzburg zu einer einzigen 
verschmolzen werden. Mittels Rationalisie­
rung und Produktspezialisierung sollte eine 
Verringerung der Produktionskosten um 
bis zu 30 Groschen pro Liter Milch erreicht 



• werden. Doch gerade die:e "ii~-­
regte den Zweifel einiger Bauern. Hatten 
;docb alle Rationalisierungsmaßnabmen 
,bisher immer nur Verschlecbterungen für 
;die Bauern mit sich gebracbt: In manchen 
Teilen Salzburgs wird die Milch seit der letz­
ten "Rationalisierung" nicht mehr jeden 
Morgen abgeholt, und für die Umstellun­
gen mußten die Bauern auch noch selbst 
bezahlen ..... 

Die Zweifel waren berechtigt: Im Falle 
der Fusion drohte ein zweitägiger Abho­
lungsturnus, und eine Klausel des vorge­
schlagenen Fusionsvertrags sah Betriebs­
: scbIießungen vor, falls die "Spezialisierung" 
der Einzelbetriebe keinen finanziellen Er­
, folg zeigen sollte. 

Die Schließung der Alpenmolkereien 
,Maishofen und Bischofshofen-sehien den 
I FusionsgegnerInnen somit vorgezeichnet, 
I sollten doch nur unrentable Produkte wie 
i Frischmilch und Butter in den Alpen ver­
! bleiben, die gewinnträchtigen Spezial pro­
Idukte (z.B. verschiedene Kasesorten) je­
i doch zur Gänze im Milchhof Salzburg her-
1gestellt werden. 
i Wahrend die Bischofshofener Bauern 
[bereits im Frühjahr unter Vorbehalt (die 
IMaishofnerInnen müßten auch ihre Zu-, . 
(stimmung geben) der Fusion zugestimmt 

\ I hatten, verfehlten die Milchmanager , in 
! Maishofen um 4 Stimmen die zur Durchset­
: zung der I"usion notwendige Zwei-Drittel­
Mehrheit: Ganz österreichisch wurde er-

; klärt, es wäre zuviel Alkohol im Spiel gewe­
: sen, und eine neuerliche Abstimmung an­
'beraumt! 

Die gewonnene Zeit ließen die Gegne­
rInnen aber nicht ungenutzt verstreichen. 
Informationsarbeit wurde geleistet; unter 
anderem mit einer sehr gut besuchten Po­
diumsdiskussion, bei der die Fusionsgegne­
rInnen Gegenkonzepte entwickeln konn­
ten: Statt bloß formaler Fusion bei gleich­
zeitiger Zerstückelung der gewachsenen 
Produktionen (die auch Entlassungen oder 

, lange Pendelwege für viele Molkereiarbei-
terInnen mit sich gebrach~Cb1n[e die­

'EigensUlndigkeit d~~rizelbetriebe ge­
,wabrr bleIfjCl1;«leweiligen Spezialpro­
dukte aber mittels gemeinsamerVermark-

, ' tung unter die Leute gebracht werden. 
, • Die Informationsarbeit zeigte ihre Wir­
• kung: 306 BäuerInnen stimmten gegen die 
; Fusion; nur 313 folgten den Regieanwei­
'sungen der Raiffeisen- und Landwirt­
; schaftskammerfunktionäre. Die für die Fu­
sion notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit 
wurde deutlich verfehlt. In Salzburg gibt eS 

i 'immer noch drei selbstständige Molkereien. 
'Die "SiegerInnen", also die Fusionsgegne-
rInnen, wollen nun die Verwirklichung der 
gemeinsamen Vermaktungskonzepte ein­
fordern. 

, Boykott beendet ! (????) 

US-amerikanische Schwulen- und Les­
bengruppen haben den vor einem Jahr aus­
gerufenen Boykott von Produkten des'Phil­
Iip-ldorris-Konzerns beendet. Die Leitung 

GESCHAFFT 

des Konzerns, der wegen seiner Unterstüt­
zung des rechtsradikalen und schwulen­
uild lesbenfeindlichen Senators Jesse 
Helms boykottiert wurde, hatte zugesagt, 
die Unterstützung US-amerikanischer 
AIDS-Hilfen zu verdoppeln. Die Unter­
stützung Helms wollen die Manager jedoch 
nicht einstellen. Die OrganisatorInnen er­
klären, das Ziel des Boykotts sei zwar nicht 
erreicht worden, es habe sich aber deutlich 
gezeigt, daß Lesben und Schwule einen 
nicht zu vernl;lchlässigenden Wirtschafts­
faktor darstellen. Und dies sei ein Erfolg! 

SchokoladeliehhaberInnen dürfen sich 
freuen: Milka-Schokolade (Suchard gehört 
zu PhiIlip Morris) darf von Linken wieder 
öffentlich gegessen werden, allerdings nur 
im Bewußtsein, damit auch weiterhin 
Rechtsradikale zu Unterstützen (ähnliches 
wird beispielsweise I1defonso nachgesagt). 
Doch die Zeit der Not ist nicht zu Ende: 
US-amerikanische Lesben- und Schwuleil­
gruppen haben einen neuen Boykott ausge­
rufen. Betroffen sind BandS mit schwulen­
feindlichen Texten, darunter "Snap", 
"Guns 'N Roses", "Big Daddy Kane","Au­
dio Two" und (jetzt wirds hart) "Public Ene­
my" ... 

Lesben- und Schwulenhaus für 
Ünz I!! 
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nen treffen (Attentate der GAL wurden 

< auch im französischen Teil des BaskenIan­
des verübt.) reichte das Repertoire der 
GAL, bis sie 1988 über auffällig luxuriöse 
Lebensführung stolperte: Zwei Polizist~n 
hatten mit Geld nur so um sich geworfen, 
und waren zwei Journalisten aufgefallen, 
die der GAL auf der Spur waren. Die Auf­
gabe der Luxuspolizisten war es gewesen, 
potentielle Attentäter, vorwiegend aus Por­
tugal, mit Geldern aus einem staatlichen 
Geheimfonds anzUwerben und ihnen die 
Angriffsziele mitzuteilen. Im zur Zeit statt­
findenden Prozeß gegen die GAL-Polizi­
sten bleibt jedoch der AsP€1k:t der staatli­
chen Urheberschaft und Unterstützung 
ausgespart. Nach Interventionen der Gene­
ralstaatsanwaltschaft und des "sozialdemo- ,. 
kratischen" Ministerpräsidenten Felipe 
Gonzales darf bei der Sache nichts heraus­
schauen. Und dem entsprechend hat die 
Staatsanwaltschaft in vielen Punkten auf 
Freispruch für die Angeklagten plädiert: So 
sollen sie keine öffentlichen Gelder miß­
bräuchlich verwendet haben, womit die 
staatliche Urheberschaft als quasi verf3!l­
sungsmässig dargestellt wird. 

Die Linzer Lesben- und 
Schwuleninitiativen haben eine 
Initiative zur Einrich~ung eines 
Lesben- und Schwulenhauses in 
Linz ins Leben gerufen. Sie for­
dern von der Stadt Linz die Be­
reitstellung eines geeigneten Ob­
jekts,das in Selbstverwaltung ge­
führt werden soll. Bisher konnten 
über 200 Unterschriften gesam­
melt werden. Unterschriftslisten 
gibts bei der Zeitschrift "Blick­
wechseI, eine schwullesbische 
Zeitschrift für JedeN", Postfach 
385, A-4010 Linz. 

I 
I 

I 
I 

~., d,121h (U~!, •. , I 
~~~~~I 
schüttelten Zeitschrift zum Thema zu si- ~ 
ehern. EUSKADI INFORMATION benötigt ~ 
bis Ende 1992 dringend 200 Neuabos, um tt 

Staatlicher Terror gegen Bas­
kInnen 

"Die Opfer haben beschlos­
sen, zu den Waffen zu greifen". 
Alle ETA-Mitglieder, Familien­
angehörige und Freunde, schließ­
lich alle baskischen Politiker oder 
Trafiken, die die linke baskische 
Zeitupg "Egin" vertreiben, "wer­
den exekutiert". Mit einem Kom­
munique diesen Inhalts meldete 
sich 1985 eine "Antiterroristische 
Befreiungsgruppe" (GAL) bei 
spanischen Zeitungen. Seitdem 
gingen 33 Anschläge mit 27 To­
desopfern auf das Konto der 
"GAL". Von Autobomben gegen 
Exil-Etarras und Überfällen per 
Motorrad bis zu Schußwaffenat­
tentaten auf vollbesetzte Lokale, 

, in denen sich vorwiegend BaskIn-

;:~1~~5~!~a~: I 
ORDINATION und ist für mindestens 30 
DMSFr. im Abonnement erhäüich. 

In der neuen OktJNov~Ausgabe: 

Eskalation im militärischen Konflikt: Vier 
ETA-Militante ermordet - Schwerpunkt zur 
Situation der 550 -baSkischen Gefangenen -
Schwulenbewegung in Euskadi -Dokument: 
Warum ETA in Europa spanische Interessen 
angreift - Baskenrock: Negu Gorriak und Su 
ta gar auf Europatoumee - und vieles mehr 

Abobestellungen oder Probenummern 
gegen einen 5 DM-5chein bei: 

INFORMATION ~ ~ I 
~:::~ :3~x :+~ ~ ~O;;:r: I 

:: 
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Preiserhöhungunausweichlich? 

Das TATblatt braucht Geld! 
(insgesamt so etwa 100.000.-) 

Wie schon seit geraumer Zeit bekannt, brauchen wir massigst Geld. Es ist nicht möglich aus 
eigener Kraft überlebensnotwendige Investitionen durchzuführen. Noch immer fehlt uns 
fließendes Wasser im Büro, ein'leerer Raum wartet nur darauf, durch Dunkelkammer und 
Reprokamera einer sinnvollen Verwendung zugeführt zu werden. Vom Fehlen eines 
Faxgeräts und eines Kopierers ganz zu schweigen. 

Der neuerliche Zwischenstand: 

Das Geld fließt, aber 'leider viel zu langsam. Bis jetzt wurden 12.451,36 auf unser Konto 
gespendet, es fehlen also noch immer 87.548,64 

Von den zusätzlich benötigten 400 Abos fehlt bisher jede Spur. Es kamen zwar neue 
, LeserInnen dazu, doch bis 400 ist's noch ein weiter Weg. 

Wohin führt der Weg? 
Falls sich bis Jahresende unsere Zielvorstellungen nicht realisieren lassen, steht eine Preis­
erhöhung des TATblatts ins Haus. Das freut uns zwar gar nicht, ist aber für uns eine 
Überlebensfrage. 
Also: haut eure Freundlilnen an, das TATblatt zu abonnieren, sucht Leute die etwas Geld 

: über haben, um es uns sogleich in den Rachen zu werfen. 
Wir werden laufend über die Spendenkampagne berichten (liegt ja irgendwie in unserem 
Interesse); es liegt wirklich auch in eurer Hand, wie's ausgeht. 
In diesem Sinne' 
auf daß das TA Tblatt noch lange lebe!? 

Wir suchen dringendst HandverkäuferInnen 
Wit bieten ös 5,- pro verkauftem Exemplar 

Das TATblatt gibt es ab jetzt jeden Dienstag ab 18 Uhr im Büro (Gumpendorferstr. 157/11, 
,1060 Wien) abzuholen. Nähere Infos gibt es stets unter der Nummer 0222/568078 

Wie schon an anderer Stelle in diesem Betrifft erwähnt, wollen wir kein Konsum­
artikel sein, Da aber nunmal alles relativ ist, und wenn schon, dann ordentlich, 

präsentieren wir nun brandneu und exklusiv: 

AWK 1: 1 T ATblalt-Abo für 20 Ausgaben 1 TATblalt·Leiberl "Stopp dem Autoterror", + 1 
TATblatt·Werbeplakat + die historische Minus·101·Nummer, das erste TATblatt von immer 
und überhaupt! ." . 

jetzt nur kurze Zeit um sagenhafte S 499,-
AWK 2: 1TATblatt·Abo für 10 Ausgaben + 1 Bauanleitung für Piratinnensender vom 
Autonomen Sfadtfernsehn/Stadtradio + 1 TATblatt-Werbeplakat + die klassische Minus· 
101-Nummer des TATblatts 

ebenfalls nur kurze Zeit um nicht minder sagenhafte S 499,-
Der Super-AWK "3: 1 TATblatt·Abo für 20 Ausgaben + 1 TATblatt·Leiberl "Stopp dem 
Autoterror" + 1 Bauanleitung für Piratinnensender + 3 TATblatt-Werbeplakate + die 
einzigartige TATblatt·Minus· 1 01 ·Nummer 

zum Vorteilspreis von nur S 999,-
,,' 

(alle Angebote ohne Gewehr! Die einzelnen WarenKorb-Bestandletie sind freilich auch einzeln erhaltlich! TATblatt-Abos 
für 10 Ausgaben um S 96, -, fur 20 Ausgaben um S 190, -: Lelberln um S 100. - plus Porto: .pl~kate nach Vereinbarung 
und die Mlnus-l0.l·Nummer um S 20,- plus Porto. Bestellungen möglichst mittels beIliegendem Erlagschei~~ Die 
Senderbroschüre mit doppeltem Kuvert bestellen, \'Ja im Inneren Kuvert S 170, - und deine Adresse sein sollte!) 

Betrifft: TATblatt 

Na also, schon wieder ein TATblatt das zu 
spät erscheint. Doch bis zum jetzigen Zeit­
punkt, da ich dies,es "Betrifft" tippe, hat uns 
die Technik niCht im Stich gelassen. Wir 
haben es vielmehr niCht geschafft zum Re- ' 
daktionsschluß die Zeitung zu füllen und 
weil wir keinen Bock hatten eine dünnes 
und relativ fades TATblattzu produzieren, 
haben wir's um eine Woche verschoben. 
Doch diese Inhaltsleere liegt nicht nur in 
unserem Bereich: 
* viele Leute kommen mit ihren Artikeln 
viel zu spät (Redaktionsschluß sollte,näm­
Iich Dienstag vor Erscheinen und nicht 
Donnerstag spätabends bis Samstag mittags 
sein), drücken sie uns dann oft halbfertig 
oder handgeschrieben in die Hand und wir 
soUen dann hackein - so gehts nicht Genos­
sInnen!!! 
* von vielen "actions" erfahren wir oft nur 
über fünf Ecken, oder überhaupt aus Ta­
geszeitungen - wo bleibt denn das Interesse 
der Leute ihre Inhalte zu vermitteln? 
Wir stehen dann oft vor der Situation ent­
weder nur die Hälfte zu wissen, oder vor der 
Frage ob Mr, von bürgerlichen Zeitungen 
abkupfern soUen. 
Ein offenes Medium lebt davon genutzt zu 
werden und soUte niCht nur zum Konsum­
artikel verkommen. Also: rückt eure Infos 
gefäUigst raus! 
Doch nun zu weiteren TATblatt-Internas: 
Letzte Woche hat sich wieder mal das ge­
Samte KoUektivzusammengesetzt, um über 
die nahe Zukunft des TATblatts zu pala­
vern. Dabei ist unter anderem klar gewor­
den, das wir zwar nicht weniger werden, 
aber für die meisten von uns die Zeit knap­
per wird. Da gibt es Menschen unter uns, 
die sich der regelmäßigen Lohnarbeit aus­
geliefert haben, andere woUen sich gar öf­
ters auf der Uni blicken lassen, ein anderer 
wiU gar das Land im Rahmen des Zivildien­
stes umfassend verteidigen, und es gibt auch 
Leute die einfach mal abhauen wouen, um 
was neues zu probieren. 
Tja, neue Leute mit Power wären angesll~, 
und weil das TATblatt nicht nur zum Ver­
gnügen da sein soU, laden wir aUe Interes­
sierten zu einem TATblatt-EinsteigerIn­
nen-Treffen ein: 
Montag, den 21.10.1991, 19 Uhr 
Gumpendorferstr.157/11, 1060 Wien 
Tel.: 568078 

Da könnt ihr dann die ChaotInnen des Kol­
lektivs kennenlernen, und euch anschauen 
wo das fabelhafte (räusper .. ) und stets 
pünktliche (noch mehr räusper ... ) TA Tblatt 
produziert wird. Also rafft euch auf und 
kommt massenhaft! 
Leute aus den Bundesländern sind 1.) ganz, 
ganz viel + sehr erwünscht und 2.) sollten 
sie uns vorher anrufen, damit wir Schlafplät­
ze organisieren können. 
Liebe + Kraft 
(einer vom KoUektiv) 



'TERMINE 
Wien 

o FLEX 12.)Arndtstr.51, 
Zerschlagt die Nazibanden !!! 

Dead Mountains :15.10. 
SFA (N.Y.C. Hard) 

18.10. Cash n' earry DJ - Li­
nie 

22.10. So much hate (oslo) 
SevenSioux 

25.10. Spezial 7" EP's 
27.10. Sink (GB) Urge (D) 

Mother(nl) 

o 499 Jahre Eroberung & 
WIDERSTAND 

16.10. 19.00; Rennerinstitut 
Hoffingerg.28, FMLN Kom­
mandant Mario Lopez: EI Sal­
vador 

17.10. 19.00, Plösslg.15, Be­
freiungstheologe Fernando Ca­
stiIIo: 500 Jahre pOlitisches 
Christentum in Lateinamerika 

19.10. 14.00, im WUK 
9.)Währingerstr.59, Aktions­
tag, Eine - Welt - Bazar & Fest 

o VHS Stöberg.: Sicher­
heitspolitik im gesellschaftli­
chen Wandel 

24.10. 18.30, "Grenzenlose 
Sicherheit" 

14.11. 18.30, "Produktname 
Jugend 2000" 

05.12.18.30, "FeindbiIder­
Vor (ur) teile" 

16.12. 18.30, "Sicherheits­
statt Sozialpolitik?" 

DVHS Favoriten 1O.)Arth­
aberplatz 18: Mo. 19.00 -
21.00 10 Abende ab 07.10. Ein­
führung in die Philosophie des 
west!. Marxismus 

o VHS Hernals: Selbstver­
teidigung für Frauen "nicht 
Sport sondern Notwendigkeit", 
Fr. 18.00 - 19.308 Abende ab 
11.10. ÖS 370 

o CHUZPE 9.)Marktg.21 
- 23, 26.10. (Nationalfeiertag) 
18.00, Die österr. Bundesver­
fassung 

o WUK 9.)Währing­
erstr.59: Europa ist MEHR als 
eg&ewr, 17.10.19.00, Thomas 
Maurer Tini Tini, the only solu­
tion, B.O.R.B. 

o EWR - VOLXBE­
GEHREN 11 - 18. Nov 

o Repuplikanischer Club 
1.)Rockg.1 : 22.10. 19.00, 
Staatsbürger oder Untertanen? 

o Amerlinghaus 7.)Stiftg.8: 
"KOlporteure in Österreich -
Menschen 3. Klasse", 12.11. 
19.00 

Volk ohne Rechte (Sinti Ro­
ma) 

18.10. 17.30 Über Geschich­
te, Kultur und Lebensform der' 
burgenländischen Roma 

18.10. 19.30 Musik: Pro­
gramm der Romatanzgruppe 
Oberwart 

19.10. 17.30 Zur Situation 
der Roma in Rumänien 

19.10. 19.30 Film: Am Ran­
de der Stadt - Zur aktuellen 
Situation der Roma in Rumä­
nien von Renata Erich. An­
schließend spricht sie über ih­
ren Film. 

25.10. 17.30 Zur aktuellen 
Situation der Roma in der 
UdSSR 

25.10. 19.30 Musik: Ensem­
ble Zipflo Weinrich 

26.10. 17.30 Die Musik der 
Roma in Österreich, mit Musik­
beispielen 

26.10. 19.30 Musik: Fest 
zum Nationalfeiertag mit Ro­
mamusikerInnen 

27.10. 15.00 mit Vertrete­
rInnen der Romani Union aus 
Ungarn, CSFR, Rumänien, 
UdSSR, Deutschland, Jugosla­
wien, Österreich und österrei­
chischen PolitikerInnen, Volk 
ohne Rechte - Strategien zur 
Überwindung von Vorurteilen, 
Diskriminierung und Verfol­
gung eines Volkes mit erwac­
hendem Selbstbewußtsein! !, 
Diskussionsleitung: Renata 
Erich (Ort dieser Veranstal­
tung steht noch nicht fest) 

27.10. 19.30 Abschlußfest 
mit Musik 

DHOSI - Zentrum 2.)N 0-

varagAO : AIDS INFOWO­
CHE 

15.10.20.00 Aids leben spie­
len 

16.10.20.00 Lesben Medizin 
Hexenwissen 

17.10. 20.00 Soziale u. so­
zialrechtIiche Aspekte v. Aids 

22.10.20.00 Aids Update 91 
medizinische Entwicklungen u. 
Erkenntnisse 

24.10. 20.00 Ullis letzer 
Sommer - das langsame ster­
ben mit Aids 

30.10.20.00 Lesben u. Aids 
(k)ein Thema 

D B.A.C.H. Bachg.21, 

18.10. 20.00, Gitarrensolo Syl­
via Juncosa (usa) 

20.10. 20.00, underground 
UncJe Wiggly 

25.10. 20.00 hard Fuckhead 
(a) 

26.10. 20.00 underground 
Cocret Boots (a)Sabot (usa) 

Oberösterreich 

D Wels - Schlachthof, 
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18.10. 20.00, josh & emotions 
D Linz - Stattwerkstatt, 

21.10. 20.00 so much hate, se­
vensioux 

26.10. 21.00 Urge (d) mot­
her (ni) 

Burgenland 

D Oberwart - Offenes 
Kulturhaus, 26.10. 19.00 Ra­
diolabür Ausstellung 

Bestelladresse: UNRAST-Verlag, Querstr. 2, 4400 Münster 
Ab August '91 in vielen linken Info-und Buchläden 



Das TA Tblatt 
Ist ein 14-täglich erscheinendes se/bstverwa/te­

IN Informations- und Diskllssionsorgan. Unser Ziel 
Ist eS aber nicht, irgendwelchen mystischen Objekti­
vitäts- oder Ausgewogenheitsgeboten zu entspre­
chen. 

Ein Medium ist immer nut ein Medium derer, die 
In Ihm als Handelnde vorkommenl In bürgerlichen 

. Afed/enhandaln Unternehmer, Hausbesitzer, ' Regie­
rungsmllgliebe; oder in deren Vertretung Polizei und 
Militär .Jef'IB aber, die gegen menschenverachtende 
Projekte und Politik Wlderstar/.d leisten, die werden 
geräumt, werden geprügelt und werd,en festgenom­
men; kommen also nur als passiv Erduldende und 
Erleidende vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
und vor allem ohne politische Bedeutung (ohnmäch­
tig). 

Im TATbiatt, und das solf.der Name zum Ausdruck 
bringen, handeln jene; die Stra8en blockieren, Häu-. 

· ser,besetzen, •... eben Wlder:stand leisten. Und diese 
sollenam B8sten auch gleich selbst und ganz und gar 
subjektw.VQn lhrem Handeln berichten. 

AuCh die Antworten zu Fragen ü'i!rFür und Widflr 
von Basislohn, Militanz, Volkszählungusw. usf. wer­
den Wir uns nicht aus gebundenen' Büchern heraus­
suchfJn könnenj die müssen wir uns schon selbst 
suchen: Also mitainander debettieren und streiten 
lernen. Der Pfatz dazu soll im TATbiattsein. 

Das TATblatt ist ein Projekt in Entwicklung. Nicht 
nur die Rechtschreibfehler und die gegen Null laufen­
de Numerlerung deuten darauf hin. Welche aber 
Rechtschreibfehler, die ,Suche nach einem eigenen 
Schreibstil oder die Auseinandersetzu'1g mit wider­
sprüchlichen Meinungen nicht abschreckt, die kön­
nen sn der Entwicklung eines unabhängigen linken 
ZeitungsprojektS mitarbeiten. 

DIe TATbIIttt·lCoI/ektJve: 
TATbIIttt·Wlen: 1080 Wien, Gumpendorferstra8e 
157/11; Telefon:· (0222) 5749 543; Plenum: jeden 
Donnerstag um 19' Uhr' . 
TA Tbld-Gru: Kontakt: 8010 Graz;. Kastellfeldgase 
34/18 . 
. TATbIItIt~Unz: Treffen: 
NEU: jeden DienstagW um 19 Uhr im KAPU (Kapuzi- . 
nerstra8e 38) 
TATbJIIft·lnMbruclr: Treffen jeden Mittwoch nach Er­
schelrien Im Semlnarraum des Politikwissenschafts- ' 
institutes der Uni Innsbruck um 20 Uhr. . . 

... im Abo: 
Ein TA Tblatt-Abo kostet S 96,.,-- für. 

10Ausgaben oderS 190,-für 20Aus-

Achtung Abonnentinnen! Die Im AdreBplckerl unterhalb deines Namens. In 
dopPf'llter Klammer angegebene Zahl 181 die Nummer jenes TA Tblatts, die du ale 
Jetztelm Rahmen deines Abos zugeechlckt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig 
verllngem! 
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MUCH·SPEZIAL 

::JSbOC+\: \l(EINE. t'ROV02., EI<. 'E NDEN FRAGeN 
. S'IE.LLEN 

... und im Einzelnen: 
· ,gaben, sofeme deine Postanschrift in­

nerhalb ÖSte"eichs liegt. Au8erhalb 
dieser Grenzen kostet ein tO-Nufn­
mem-Abo S 150,-. Zusätzlich gibt es 
die Möglichkeit, durch freiwillig erhöh­
te 1.b(Jgebührendas TA Tblatt finanziell 
zu unterstützen. 

TATbIt1tt-Abos beginnen an dem 
Zeitpunkt zu laufen, zu dem die Abo­
gebühren bei uns eingelangt sind 
(und zwar aLisnahms/osl) Albo: Wenn 
du' abonnieren willst, so zahle mög­
lichst rasch den beiliegenden Erlag­
schein ein. Falls /«liner beiliegen soll­
te, so überweise das Geld auf 
P.S.I<. 7547212; Empfängerln .Unab­
hängige Initiative InformationsvIelfalt" 
eintragenl Das Abo endet automatisch 
nach Auslieferung von 10 oder 20 Aus­
gaben, wenn es nicht reChtzeitig 

· durch Neu-Einzahlung verlängert wird. 

WIEN 1: • BH Brigitte Hermann (Grünangergasse 1) • BH Kolisch (Rathausstraße 18) e BH ~~dwind 
(Kleeblattgasse 4) e BH Winter (Landesgerichtsstraße 20) • ZeitungslClosk R, A. Keream (Kärntn~r­
torpassage - beim U4-Abgang) • BH Zentralbuchhandlung (Stephansplatz) WIEN 2: e BH Riye 
Gauche (Taborstraße 11b) WIEN 3: e BH Sprachlos (Radetzkystraße 6) WIEN 6: • BH/Platten VKA 
(Stiegengasse 20) • Beisl KuKu (Unke Wienzeile 98) • Platten Why Not (Otto Bauer Gasse 16) WIEN 
7: • Naturmarkt St Josef (Zollergasse 26) WIEN 8:EZA (n3.W" EZA (Lerchenfelderstraße 18-24) •. Bio 
Makrokosmos (Strozzigasse 38) WIEN 9: e BH Buchwelt (Schwarzspanierstraße 15) e B~ ReIse­
buchladen (Kolingasse 6) eAutonome Selbsthilfe (Marktgasse 21 bis 23; Mo/Di/Do 16-20; MI 13-20) 
e BH Monte Verita (Hahngasse 15) WIEN 10: e BH Schiebl (laxenburgerstraße 48) e Mieterlnnen­
Interessensgemeinschaft (Antonsplatz 22; Mo&Mi 15-18.30) WIEN 15: .Antiquariat W. Simon 
(Iheringgasse 13; Do 15-20; Fr 15-18) WIEN 16: • Beisl CI: Payergasse 14) • Beisl BAC.H. 
(Bachgasse 21) GRAZ: e Friedenswerkstatt (Paulustorgasse 3) • Dradiwaberl-Antiquariat (Zinzen­
dorfergasse) _ Bücherstube (Prokopigasse 16) LlNZ: • Alternativ/aden (Zoliamtsstraße 20) • BH 
Alex (Hauptplatz) INNSBRUCK: .Am Haven (Innrain 157) • BH Parnaß (Speckbacherstraße 21) 
• Caf6 Ultimatum (Dreiheiligenstraße 9) SCHWERT~ERG (00): • Kulturverein KANAL (JoseftaI21) 
SCHWAZ IN TIROL: e .Dritte Welt Laden" 

Änderungen vorbehalten! Stand November 1990 


